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Einleitung 

Auf die Ereignisse des 11. September 
2001 folgte nicht nur der militärische 
“Kampf gegen den Terror” – auch die 
Bedeutung der Entwicklungszusam-
menarbeit für die Friedensschaffung 
und Friedenssicherung werden seit 
den terroristischen Anschlägen in 
New York und Washington verstärkt 
diskutiert. Dabei gilt die Entwick-
lungszusammenarbeit (EZ) nicht nur 
als Möglichkeit, um nach Konflikten 
zerstörte Strukturen neu aufzubauen. 
Vielmehr wird in einer gezielten Ent-
wicklungspolitik die Chance gesehen, 
dem Terrorismus langfristig die sozia-
le Basis zu entziehen. In der Ringvor-
lesung “Entwicklungszusammenarbeit 
als Friedenssicherung – Chancen 
und Grenzen”, die im Wintersemester 
2002/2003 an der Frankfurter Johann 
Wolfgang Goethe-Universität statt-
fand, wurden diese durchaus hohen 
Erwartungen an die Entwicklungspoli-
tik im Lichte vorliegender Erfahrun-
gen zu Gewaltprävention und Kon-
flikttransformation erörtert und disku-
tiert. Wo und wie kann eine Politik der 
Friedenssicherung durch EZ anset-
zen? Wo liegen ihre Grenzen? Diese 
Fragen standen im Zentrum der sie-
ben Diskussionsrunden, die in die-
sem Reader dokumentiert sind. 

Zu einer langfristig angelegten, prä-
ventiven Friedenssicherung ist es 
noch ein weiter Weg, da waren sich 
die Referenten einig. Unter dem Titel 
“Alternativen zur militärischen Ter-

rorismusbekämpfung – eine neue 
Perspektive der EZ?” diskutierten 
Prof. Udo Steinbach vom Hamburger 
Orient-Institut, die Verteidigungsex-
pertin und Vorsitzende von Bündnis 
90/ Die Grünen, Angelika Beer, und 
Dr. Wolfgang Armbruster vom Bun-
desministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) unter der Moderation von Prof. 
Lothar Brock (Goethe-Universität). EZ 
könne nur dort Frieden fördern, wo 
der ordnungspolitische Rahmen dafür 
geeignet sei, stellte der Islamwissen-
schaftler Steinbach heraus. Angelika 
Beer kritisierte, statt einer langfristig 
ausgelegten Konfliktprävention zeige 
sich die Tendenz zu einer Politik des 
“war hoppings”, des kurzfristigen Auf-
springens auf gerade aktuelle Konflik-
te. EZ könne nur im Zusammenspiel 
mit Außen- und Sicherheitspolitik wir-
kungsvoll den Frieden sichern, beton-
te Wolfgang Armbruster. 

“Natürlich ist EZ Gewaltprävention”, 
stellte Dr. Eckhard Lübkemeier vom 
Auswärtigen Amt (AA) in seinem Bei-
trag zur Podiumsdiskussion “Chan-
cen und Risiken der Verknüpfung 
von Sicherheits- und Entwick-
lungspolitik in der Praxis: Gewalt-
prävention als Gegenstand der 
EZ?” klar. Allerdings ist die erfolgrei-
che Prävention von Gewalt und Krise 
nicht nur Aufgabe, sondern auch 
Voraussetzung für die Entwicklungs-
politik: keine Entwicklungserfolge oh-
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ne sicheres Umfeld. Neben Lübke-
meier diskutierten Kiflemariam 
Gebrewold vom Bonn International 
Center for Conversion (BICC) und 
Colin Gleichmann (GTZ) unter der 
Moderation von Prof. Uta Ruppert 
(Goethe-Universität). Gebrewold be-
tonte am Beispiel Ostafrikas, dass die 
Integration von Gewaltprävention in 
die EZ insbesondere auf die Schran-
ke einer mangelnden Akzeptanz in 
den betroffenen Ländern treffe: Die 
Regierungen und insbesondere das 
Militär seien “äußerst misstrauisch, 
dieses Thema über die EU aufge-
drückt zu bekommen”. Demgegen-
über beschrieb der GTZ-Projektleiter 
Kleinwaffenkontrolle Colin Gleich-
mann die zunehmende Relevanz von 
sicherheitspolitischen Überlegungen 
in der gewaltpräventiven EZ, deren 
Spektrum mittlerweile von der huma-
nitären Hilfe in Krisensituationen bis 
zur strukturwirksamen Intervention 
und Institutionenentwicklung reiche.  

Das Ende der Talibanherrschaft hat 
den Beginn des weltweit gestützten 
Wiederaufbaus in Afghanistan einge-
leitet. Wie aber können in einem von 
23 Jahren Krieg gezeichneten Land, 
in dem ein funktionierendes Institutio-
nensystem und vor allem dessen Ba-
sis – das staatliche Gewaltmonopol – 
in weiter Ferne scheint, konkrete 
Nothilfe und eine langfristig ausge-
richtete Entwicklungspolitik verknüpft 
werden? Dem Thema “Konfliktbear-
beitung und Wiederaufbau in Af-
ghanistan” nahmen sich Dr. Hans-
Joachim Preuß von der Deutschen 

Welthungerhilfe (DWHH), Dr. Rangin 
Dadfar Spanta von der Rheinisch-
Westfälischen Technischen Hoch-
schule, Aachen, und Martin Jenner, 
Büroleiter der KfW in Kabul, unter 
Moderation von Elisabeth Mildeber-
ger (SID/GTZ) an. Dadfar Spanta hob 
einen Zustand von “zwei oder drei 
nebeneinander existierenden Regie-
rungen” als das zentrale Hindernis für 
Frieden und Staatsbildung in Afgha-
nistan hervor. Mit dem auf die Haupt-
stadt Kabul beschränkten gemeinsa-
men Gewaltmonopol von afghani-
scher Übergangsregierung und inter-
nationaler Schutztruppe müssen auch 
die vor Ort aktiven Nichtregierungs-
organisationen (NRO) umgehen. 
Hans-Joachim Preuß beschrieb, wie 
die DWHH mit “lokalen Sicherheits-
partnerschaften, d.h. mit konkreten 
Abkommen mit den jeweils lokal 
Herrschenden, die Fortsetzung ihrer 
Arbeit in den ländlichen Regionen 
ermöglicht. Martin Jenner verwies auf 
das Dilemma der EZ zwischen der 
notwendigen schnellen Unterstüt-
zung, die auf bestehenden Strukturen 
aufbauen müsse und diese somit 
immer auch stabilisieren, und der 
langfristigen Orientierung auf einen 
strukturverändernden Entwicklungs-
prozess. 

In dem Maße, in dem Konflikte zu-
nehmen, in denen EZ und humanitäre 
Hilfe geleistet werden (müssen), hat 
die Frage nach deren Auswirkungen 
auf Art und Verlauf der Konflikte an 
Bedeutung gewonnen. Dies gilt in 
besonderem Maße für Afrika, dem 
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sich die vierte Diskussionsveranstal-
tung unter dem Titel “Gewaltvermin-
derung und Friedenskonsolidie-
rung in Afrika” annahm. Es referier-
ten Dr. Winrich Kühne vom Berliner 
Zentrum für Internationale Frie-
denseinsätze (ZIF), Dr. Günter Bon-
net (BMZ) und Dr. Wolfgang Heinrich 
vom Evangelischen Entwicklungs-
dienst (EED) unter der Moderation 
von Prof. Heinrich Körner (SID). Win-
rich Kühne diagnostizierte, Afrika be-
finde sich zurzeit “wahrscheinlich in 
der schwersten Phase seiner Ge-
schichte” und der Norden stehe dem 
hilflos und halbherzig gegenüber. 
Demgegenüber beschrieb Günter 
Bonnet, wie sich die EZ nach der Ka-
tastrophe von Ruanda zunehmend 
der Sicherheitsproblematik und der 
Gestaltung der Rahmenbedingungen 
im Allgemeinen angenommen habe. 
Wolfgang Heinrich verwies seiner-
seits auf die Bedeutung “starker Au-
ßeninteressen” für die gegenwärtigen 
Krisenprozesse in Afrika: Es ginge 
nicht nur um warlords, sondern um 
“hochgradig globalisierte warlords”, 
für die der internationale Waffenhan-
del genauso unabdingbar sei wie die 
Ressourcenausbeutung, “an der die 
Interessen des Nordens zentral betei-
ligt sind”.  

Mit dem 11. September 2001 bekam 
auch das Thema der poor performers 
eine neue Brisanz. Wurde in der in-
ternationalen entwicklungspolitischen 
Diskussion in der Vergangenheit viel-
fach gefordert, die begrenzten Res-
sourcen auf die “good performing 

countries” zu konzentrieren, so wird 
heute Ausgrenzung mit der Folge 
zunehmender Isolation als potenzielle 
Gefahr für die internationale Gemein-
schaft gesehen. Dem Thema “Um-
gang mit »poor performers« in der 
EZ – Ausgrenzung oder Förde-
rung?” nahmen sich Dr. Stephan 
Klingebiel vom Deutschen Institut für 
Entwicklungspolitik (DIE) und Dr. 
Hansjörg Elshorst von Transparency 
International (TI) unter Moderation 
von Thomas Wollenzien (KfW) an. 
Klingebiel betonte, die EZ könne mit 
Anreizen auf Seiten der poor perfor-
mers Verhaltensänderungen bewir-
ken. Gleichzeitig dürfe sie aber auch 
nicht davor zurückschrecken, “im Fal-
le von Nichtkooperation die Suspen-
dierung der Zusammenarbeit in Be-
tracht zu ziehen”. Elshorst verwies 
auf die zentrale Bedeutung der Wie-
derherstellung des staatlichen Ge-
waltmonopols; erst dieses schaffe die 
Voraussetzungen für Eigeninitiative, 
Selbstorganisation in basisnahen 
Strukturen und informelle Formen der 
Daseinsvorsorge. 

Kann ein internationaler Schuldener-
lass als Anreiz eingesetzt werden, 
friedenspolitische Ziele im nationalen 
und regionalen Kontext durchzuset-
zen? Dem Thema “Schuldenerlass 
als Mittel der Friedenspolitik?” 
widmeten sich Gülay Caglar von der 
Universität Gesamthochschule Kas-
sel, Bruno Wenn (KfW) und Dr. Ste-
phan Hessler von ATTAC unter der 
Moderation von Dr. Ricardo Gómez 
(GTZ). Gülay Caglar argumentierte, 
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ein Schuldenerlass könne zwar die 
Situation in Postkonfliktländern stabi-
lisieren, aber nicht genuin friedenspo-
litische Maßnahmen auf der zentralen 
Mikro-Ebene ersetzen. Grundsätzlich 
seien aber alle Ansätze zur Armuts-
minderung auch Beiträge zu einer 
Friedenspolitik. Bruno Wenn schränk-
te ein, eine Entschuldung führe nicht 
zu mehr Geldmitteln für Sozialpolitik, 
da die Postkonfliktländer ihre Schul-
den ohnehin nicht bezahlen könnten. 
Notwendig sei dementsprechend eine 
Kombination aus Schuldenumwand-
lungen und Strukturmaßnahmen, die 
den Ausbau von Steuersystemen und 
die Umschichtung von Haushaltsmit-
teln (z.B. zu Ungunsten der Militär-
ausgaben) ermöglichen. Stephan 
Hessler betonte demgegenüber die 
Bedeutung des weltwirtschaftlichen 
Zusammenhangs: Die Verschul-
dungssituation der Entwicklungslän-
der sei nicht durch einmalige Schen-
kungen zu lösen, sondern die globa-
len ökonomischen Strukturen müss-
ten verändert werden. 

Auf dem “Abschlusspanel: Frie-
denssicherung – Eine Priorität der 
EZ in ihrem fünften Jahrzehnt!?” 
ging es schließlich noch einmal all-
gemein um das Für und Wider einer 
sicherheitspolitischen Ausrichtung der 
EZ. Auf dem hochkarätig besetzten 
Podium diskutierten der ehemalige 
BMZ-Abteilungsleiter Prof. Michael 
Bohnet, Dr. Bernd Eisenblätter (GTZ), 
Wolfgang Kroh (KfW) und Reinold E. 
Thiel (SID) unter der Moderation von 
Prof. Lothar Brock (Goethe-Univer-

sität). Bohnet forderte, die EZ müsse 
sich an der Gestaltung der globalen 
Rahmenbedingungen beteiligen und 
insbesondere für stärkere Mitspra-
cherechte der Entwicklungsländer 
eintreten. Durch die Erfüllung dieser 
Grundvoraussetzungen könne die EZ 
im Bereich der Friedenspolitik ge-
stärkt werden. Bernd Eisenblätter 
warnte vor der “Allmachts-Falle”: Die 
EZ könne zwar krisenpräventive Ar-
beit übernehmen und nach Krisen an 
Konfliktbearbeitung und Wiederauf-
bau mitwirken, bei akuten Konflikten 
und auf sich alleine gestellt sei sie 
allerdings machtlos. Wolfgang Kroh 
stellte die globale Armut als eine der 
größten Friedensbedrohungen her-
aus. EZ könne bei der Friedenssiche-
rung politische Prozesse unterstüt-
zen, jedoch nicht ersetzen. Die zu-
nehmende Befassung der EZ mit 
Fragen der Krisennachsorge und 
Friedenssicherung sei nötig, so Kroh, 
gehe jedoch vermutlich zu Lasten der 
eigentlichen Entwicklungsförderung. 
Reinold Thiel betonte, gescheitert sei 
nicht alleine die EZ, sondern allge-
mein die Politik gegenüber den ar-
men Ländern. Veränderung sei nicht 
von kleinen Projekten zu erwarten; 
notwendig sei ein stärkerer Verände-
rungsdruck auf Politik und Strukturen. 

Die Veranstaltungsreihe habe ge-
zeigt, dass die EZ heute verstärkt in 
Fragen der Konfliktvorbeugung und –
nachsorge gefordert wird, resümierte 
Lothar Brock zum Abschluss der Ver-
anstaltungsreihe. Dabei sei es ele-
mentar, dass die EZ ihr friedenspoliti-
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sches Handeln selbst entwickele und 
nicht von außen vorgegeben bekom-
me. Auch wenn es sich bei den Son-
dermitteln zur Terrorismusbekämp-
fung, die dem Entwicklungsressort 
nach dem 11. September zugewiesen 
wurden, um eine zeitlich befristete 
Maßnahme handelte – klar ist, dass 
Gewaltprävention und Konflikttrans-
formation längerfristig auf der Tages-
ordnung der EZ stehen. 

Die entwicklungspolitische Ringvorle-
sung, die mit der Veranstaltungsreihe 
„EZ als Friedenssicherung“ bereits in 
die vierte Runde ging, will Brücken 
zwischen Politik, Theorie und Praxis 
bauen, entwicklungstheoretische Ü-
berlegungen mit entwicklungspoliti-
schen Erfahrungen konfrontieren und 
eine wechselseitige Befruchtung der 
verschiedenen Perspektiven anregen. 
Entsprechend brachten die Diskussi-

onen Vertreter aus Entwicklungsmi-
nisterium und Auswärtigem Amt mit 
Repräsentanten entwicklungspoliti-
scher NRO, EZ-Praktiker aus GTZ 
und KfW mit Theoretikern aus Uni-
versität uns Forschungsinstituten und 
all diese mit einem breitem Spektrum 
entwicklungspolitisch Interessierter im 
Plenum ins Gespräch. So trägt die 
Gemeinschaftsveranstaltung, die der 
Fachbereich Gesellschaftswissen-
schaften der Frankfurter Goethe-
Universität, die Deutsche Gesell-
schaft für Technische Zusammenar-
beit (GTZ), die KfW und das Frankfur-
ter Chapter der Society for Internatio-
nal Development (SID) seit 1997 zu-
sammen durchführen, dazu bei, ent-
wicklungspolitische Debatten in der 
Öffentlichkeit der Rhein-Main-Region 
zu verbreiten. Ein Ziel, dem auch der 
vorliegende Reader dient. 
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1. Alternativen zur militärischen Terrorismusbe-
kämpfung – eine neue Perspektive der EZ? 

Podiumsdiskussion mit Prof. Udo Steinbach (Deutsches Orient-Institut, Hamburg), 
Angelika Beer (Bündnis 90/Die Grünen, Münster), Dr. Wolfgang Armbruster (BMZ, 
Bonn) 
Moderation: Prof. Lothar Brock (Goethe-Universität, Frankfurt) 
Dienstag, 22. Oktober 2002, 18-20 Uhr 
 

Mit den Terroranschlägen vom 11. 
September 2001 wurde der EZ eine 
neue Mammutaufgabe zugedacht: 
Entwicklungspolitische Maßnahmen 
sollten dem internationalen, wenn 
nicht globalen Terror das Wasser ab-
graben, lautet eine weit verbreitete 
Forderung. In der Tat hat sich die EZ 
schon in den vorangegangenen Jah-
ren verstärkt mit Möglichkeiten der 
lokalen Krisenprävention und Konflikt-
transformation auseinandergesetzt. 
Aber kann die EZ wirklich eine Alter-
native zur militärischen Terrorismus-
bekämpfung bieten? Bietet das ent-
wicklungspolitische Instrumentarium 
mithin die Möglichkeit zur Entmilitari-
sierung der Sicherheitspolitik? Oder 
ist EZ lediglich symbolische Politik, 
die die eigentliche Sicherheitspolitik 
begleitet? Welchen Beitrag lassen die 
reichhaltigen Erfahrungen mit Ent-
wicklungspolitik als möglichen Beitrag 
der EZ zu den genannten Problemen 
erwarten? Diesen Fragen galt es, auf 
den Grund zu gehen. 

Der 11. September 2001 und die 
Rolle der EZ 
Anlass für die Themenauswahl der 
diesjährigen Ringvorlesung waren die 

Ereignisse des 11. September 2001. 
In Folge der Terroranschläge in den 
USA sei es zu einer sehr regen Dis-
kussion zum Verhältnis von Gewalt 
und ungleicher Entwicklung gekom-
men, führte Moderator Lothar Brock 
in die Thematik ein. Die offizielle EZ, 
die sich spätestens seit Anfang der 
90er Jahre zunehmend den Fragen 
von Krisen- und Gewaltprävention 
zugewandt hatte, nahm sich schnell 
der ihr zugewiesenen Aufgabe an, an 
der Beseitigung der Ursachen des 
Terrorismus mitzuwirken. EZ solle 
mithin nicht nur helfen, um nach Kon-
flikten zerstörte Strukturen neu auf-
zubauen, sondern Ziel sei es letztlich, 
dem Terrorismus die soziale Basis zu 
entziehen. In diesem Sinne wird der 
11. September – insbesondere auf 
Seiten von NRO – zum Anlass ge-
nommen, eine deutliche Aufwertung 
der Entwicklungspolitik zu fordern. 
Brock verwies hier auf die aktuelle 
Forderung des deutschen Verbandes 
entwicklungspolitischer NRO 
(VENRO), statt im Krisenfall Unsum-
men in militärische Maßnahmen zu 
stecken, gelte es, frühzeitig entwick-
lungspolitische Maßnahmen zu er-
greifen. Diese Perspektive ziele also 
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darauf, die polizeilich-militärische 
Auseinandersetzung mit dem Terro-
rismus langfristig durch eine entwick-
lungspolitische zu ersetzen, erläuterte 
Prof. Brock.  

Prof. Udo Steinbach stellte diesen 
weitgehenden Forderungen bewusst 
einige provokative Thesen entgegen. 
Den Zusammenhang von EZ und po-
litischer Stabilität bewertete er “eher 
skeptisch”. Das Thema sei ja nicht 
neu, sondern vor allem mit Blick auf 
die Konflikte in Afrika gut bekannt. 
Der Leiter des Deutschen Orient-
Instituts plädierte für eine Perspektive 
auf die EZ, die diese in Abhängigkeit 
vom politischen Rahmen betrachte: 
“Die EZ kann nur dort friedensför-
dernd wirken, wo auch ordnungspoli-
tisch nachhaltige Anstrengungen zu 
verzeichnen sind.” EZ alleine sei “re-
lativ insignifikant” und nur als Teil ei-
ner umfassenden friedenspolitischen 
Strategie erfolgversprechend. Not-
wendig sei deshalb eine Aufwertung 
des politischen Dialogs, der bisher 
eher “feigenblattmäßig” geführt wer-
de, um den Abfluss der EZ-Mittel zu 
ermöglichen. 

“Kampf gegen den Terror” – 
“Kampf gegen den Islam”? 
Steinbach wies eindrücklich auf 
höchst beunruhigende Tendenzen in 
der Region zwischen Südostasien 
und Nordafrika, der “islamischen 
Welt”, hin. Hier sei ein “fast dramati-
scher Verfall all dessen, was aus dem 
Westen kommt”, zu verzeichnen. 
Wenn US-Präsident George W. Bush 

nach dem 11. September 2001 von 
einem “Kreuzzug” gesprochen habe, 
so sehen sich mittlerweile tatsächlich 
“weiteste Teile der islamischen Welt 
in einer Konfrontation mit Kreuzzug-
Charakter”. Den Afghanistankrieg 
habe die islamische Welt noch weit-
gehend hingenommen, das sei jetzt 
anders. “Die gesamte Region befin-
det sich in einem aufwallenden Zorn 
bis sogar Hass, dessen Symptom die 
tagtägliche Gewalt ist”, urteilte Stein-
bach. Als eine Ursache benannte er 
die Diskrepanz zwischen dem bevor-
stehenden Irakkrieg zur Absetzung 
Saddam Husseins und der “unge-
straften Brutalität der Israelis gegen-
über den Palästinensern”. Insgesamt 
fehle es an “kooperativen Elementen 
in der Terrorbekämpfung”. In der Ein-
schätzung vieler Menschen in der 
islamischen Welt stelle sich der 
Kampf gegen den Terrorismus des-
halb zunehmend als “Kampf gegen 
den Islam” bzw. als “Kampf gegen 
uns” dar. So entstehen auf beiden 
Seiten neue Feindbilder, die mit einer 
“beängstigenden Umkehr der Wahr-
nehmung” einhergehen: Während 
aus Sicht des Westens die zivilen 
Opfer des Afghanistankrieges als 
“Kollateralschäden” gelten, seien in 
der islamischen Sicht zum Beispiel 
die Opfer von Bali “Kollateralschä-
den”, als Terroristen gelten hier “Isra-
elis, der Westen und die Amerikaner”. 
Wenn Bush betone, wer nicht mit den 
USA sei, sei gegen sie, so sehe das 
die andere Seite zunehmend auch 
so.  



Frankfurter Ringvorlesung “EZ als Friedenssicherung” 2002/2003 

8 

“Wir laufen in eine Art Kulturkampf 
hinein”, resümierte Prof. Steinbach. 
Aber ein Kulturkampf, der nicht im 
Sinne Samuel Huntingtons durch kul-
turelle Differenzen vorgegeben ist, 
sondern der die “direkte Folge kon-
kreter Politik” sei. Nämlich die “Folge 
einer einseitig auf die Agenda der 
Gewalttätigkeit ausgerichteten Terro-
rismusbekämpfung”. Auch die EZ, der 
das Problem der “Kulturverträglich-
keit” ohnehin ein Begriff sei, werde so 
getroffen, wenn “der Westen” und 
seine Werte und Konzepte zuneh-
mend als Feind betrachtet würden. 
Die Chancen für eine kulturverträgli-
che EZ sinken. Eine Umkehr dieses 
Prozesses könne nun nicht von Sei-
ten der EZ kommen, sondern müsse 
in einer “Rückkehr zu kooperativen 
Strategien der Terrorbekämpfung” 
bestehen, die sich der Regelung der 
konkreten Konflikte im Rahmen der 
Menschen- und Bürgerrechte an-
nehme. Wenn es dann darum gehe, 
friedliche Entwicklung herzustellen, 
sieht Steinbach aber eine wichtige 
Rolle für die EZ. Entwicklungspolitik 
wirke “als Signal einer intensiven An-
teilnahme”, sie unterstütze die Legi-
timation von Regierungshandeln, und 
sie fördere die Bereitschaft zur Zu-
sammenarbeit auf Seiten der Bürger, 
das Vertrauen in die Prinzipien der 
“internationalen Gemeinschaft” sowie 
das Interesse an einer friedlichen Bei-
legung von Konflikten. 

Am “Experiment” Afghanistan machte 
Steinbach die notwendige Balance 
zwischen Sicherheits- und Entwick-

lungspolitik deutlich: Die “Beseitigung 
von Taliban und Al Quaida” sei alter-
nativlos und legitim sowie die “Vor-
aussetzung für die entwicklungspoliti-
sche Stabilisierung”. Bei der Konflikt-
transformation sei nun die EZ zentral, 
drohe aber aufgrund einer Politik zu 
scheitern, die im gesamten zentral-
asiatischen Raum weiterhin auf Do-
minanz setze, Militärstützpunkte aus-
baue und so zwangsläufig Gegen-
kräfte mobilisiere. Auch bestimmte 
EZ-Leistungen könnten “gefährdend” 
wirken. So fordere zum Beispiel “al-
les, was mit Frauen zu tun hat und 
aus dem Westen kommt”, islamisti-
sche Gegenkräfte heraus. Insgesamt 
zeige sich auch am Beispiel Afgha-
nistan, dass die EZ als wichtige Maß-
nahme zu stärken sei, “aber nicht 
isoliert betrachtet werden kann”, son-
dern der politischen Lösung der 
betreffenden Krisen bedürfe. “EZ und 
politische Friedenszusammenarbeit 
müssen parallel laufen”, betonte 
Steinbach zum Abschluss. 

Militärische Reaktion versus ent-
wicklungspolitische Prävention 
Angelika Beer, Verteidigungsexpertin 
von Bündnis 90/Die Grünen, berichte-
te von ihren Erfahrungen, die sie u.a. 
als Obfrau im Verteidigungsaus-
schuss des Bundestages und als 
Vertreterin der Grünen in der parla-
mentarischen Vertretung der NATO 
gemacht hat. Zunächst wies sie dar-
auf hin, dass das “Anti-Terrorpaket” 
der Bundesregierung auf unterschied-
lichen Säulen beruhe: Maßnahmen 
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der inneren Sicherheit, dem Ausbau 
diplomatischer Kontakte, humanitärer 
und Entwicklungszusammenarbeit 
sowie dem “militärischen Korb”. Da-
bei betonte Beer, jedem sei klar, dass 
der Militäreinsatz den Terrorismus 
nicht besiegen könne, sondern die 
Ursachenbekämpfung und die Ent-
wicklung einer Weltinnenpolitik im 
Vordergrund stehen müsse. “Wir ste-
hen vor einer vollkommen neuen Art 
des Konfliktaustrags”, in der der 
Gegner nicht ein anderer Staat ist, 
sondern ein nicht greifbarer und nicht 
zu Verhandlungen bereiter “non-state 
actor”. Im Anschluss an die Warnun-
gen Steinbachs betonte Beer, dass 
es in diesem Kampf gegen den Terro-
rismus in der Tat darum gehe, nicht 
die Perspektive eines “Kampfes ge-
gen Kulturen” zu stärken, sondern die 
Auseinandersetzung rechtsstaatlich 
zu führen und die Grundwerte Euro-
pas aufrecht zu erhalten. In der Aus-
einandersetzung mit dem Terroris-
mus sieht Beer ein grundsätzliches 
“Dilemma der Abwägung zwischen 
Prävention und Abwehr”, dem die 
Grünen mit dem Begriff der “kriti-
schen Solidarität” gegenüber den 
USA im Unterschied zur “uneinge-
schränkten Solidarität” Bundeskanz-
ler Schröders begegnet seien.  

Für die rotgrüne Regierung sei die 
Entwicklungspolitik “ein roter Faden, 
der sich durch die Außen- und Si-
cherheitspolitik zieht”, betonte Beer. 
Der internationalen Politik, der Ent-
wicklungshilfe wie der mit ihr un-
trennbar verbundenen Konfliktpräven-

tion konstatierte sie jedoch für die 
Vergangenheit “massive Defizite”. 
Statt Prävention würden beispiels-
weise häufig bestimmte gesellschaft-
liche Gruppen von außen gestärkt, in 
der Hoffnung, dass diese die westli-
chen Werte übernehmen und im Land 
verankern. In Afghanistan seien dies 
zunächst die Taliban gewesen, heute 
werde die Nordallianz systematisch 
aufgebaut. Dabei zeige sich jedoch, 
dass sich “das Idealbild der multikul-
turellen Gesellschaft nicht diktieren 
lässt”. Beer verwies auf die Erfahrun-
gen in Bosnien-Herzegowina und im 
Kosovo, wo die fortgesetzte Unter-
drückung der serbischen Minderheit 
verdeutliche, dass “auch dort das 
Modell des multiethnischen Zusam-
menlebens nicht funktioniert”. 
Schließlich habe die Unterstützung 
der UÇK im Kosovo zur Destabilisie-
rung in Mazedonien geführt und dort 
wiederum einen Militäreinsatz not-
wendig gemacht.  

Von den Beispielen auf dem Balkan 
und der aktuellen Prioritätsverlage-
rung Richtung Afghanistan-Einsatz 
und möglichem Irak-Einsatz ausge-
hend formulierte Beer eine scharfe 
Kritik an einer “Politik des ‚war-
hoppings’”, die sie als “fahrlässig” 
bezeichnete. Auch wenn in Mazedo-
nien, Albanien, Kosovo und Bosnien 
zurzeit kein offener Krieg herrsche, 
sei die Einschätzung “Auf dem Bal-
kan ist Frieden” ein Trugschluss. Mili-
tärische Präsenz bleibe also notwen-
dig, betonte Beer. Allerdings müsse 
klar sein, dass Militär nur in Einzelfäl-
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len Voraussetzungen friedlicher Ent-
wicklung schaffen kann. “Im Sinne 
der Ziele einer Politik der Nachhaltig-
keit, der Weltinnenpolitik und des Dia-
logs der Kulturen ist die Stärkung 
nicht militärischer Instrumente uner-
lässlich. Das kann und soll Militär 
nicht leisten.” Am Beispiel des bevor-
stehenden Irakkrieges machte Beer 
deutlich, dass militärische Einsätze 
nicht nur einzelne entwicklungspoliti-
sche Bemühungen beschädigen kön-
nen: Eine “Eskalation des Konflikts im 
gesamten Nahen und Mittleren Os-
ten” zerschlage positive Ansätze und 
werde dafür sorgen, dass Teile der 
EZ “überhaupt nicht mehr greifen 
können”. Insofern schloss sich Beer 
grundsätzlich der von Prof. Brock an-
geführten VENRO-Forderung an: Die 
langfristige Ablösung einer militä-
risch-reaktiven durch eine entwick-
lungspolitisch-präventive Strategie sei 
die richtige Perspektive. Dagegen sei 
die neue US-Strategie der “präventi-
ven Intervention” und die wohl erhoff-
te Arbeitsteilung, dass die Amerika-
ner in einer “Coalition of the Willing” 
ein Land strukturell zerstören und die 
Europäer es danach entwicklungspo-
litisch wieder aufbauen sollen, “der 
reine Hohn und darüber hinaus ein 
Bruch geltenden Völkerrechts”. 

Mehrdimensionale Terrorismus-
prävention – die Politik des BMZ 
Wolfgang Armbruster wandte sich 
dem “Spannungsfeld von Entwick-
lungspolitik und militärischem Ein-
satz” aus Sicht des BMZ zu. Zu-

nächst betonte er, dass die Kohärenz 
des Vorgehens zwischen Entwick-
lungspolitik, Außen- und Sicherheits-
politik von zentraler Bedeutung sei. 
Im Hinblick auf die Frage, was die EZ 
gegen den Terrorismus ausrichten 
könne, plädierte Armbruster für realis-
tische Nüchternheit: Die Rolle der EZ 
werde von vielen Seiten höher einge-
schätzt als vom BMZ selbst. Im Übri-
gen gebe es bei gesellschaftlichen 
Prozessen keine Laborversuche. 
Weder er noch andere könnten defini-
tiv wissen, welchen Beitrag die EZ 
letztlich geleistet oder nicht geleistet 
habe. Zwar könne die EZ eine Rolle 
spielen, insofern sozioökonomische 
Faktoren mit ursächlich für den Terro-
rismus sein. “Aber nicht die Entwick-
lungspolitik ist zentral, sondern Ent-
wicklung, die von den Ländern selbst 
gemacht wird und von außen lediglich 
unterstützt werden kann.” Dabei gelte 
es in der Tat zu fragen, warum die 
Entwicklungsfortschritte in der islami-
schen Welt relativ gering sind. Könnte 
der “Hass auf den Westen” nicht auch 
primär als eine “Projektion der inter-
nen Blockierung von Entwicklung und 
Demokratisierung” zu sehen sein? 

Die EZ nähere sich dem “Mix von 
Ursachen”, die dem Terrorismus zu 
Grunde liegen, aus verschiedenen 
Perspektiven, erläuterte Armbruster. 
Überregional gehe es um die Stär-
kung der Entwicklungsländer in multi-
lateralen Verhandlungen und Organi-
sationen. Wichtig sei auch, die inter-
nationalen Verrechtlichungsprozesse 
fortzusetzen, und dass – im Sinne 
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von Kohärenz – die Handelspolitik 
keine entwicklungspolitischen Schä-
den anrichte. Für die bilaterale EZ 
wies der BMZ-Referatsleiter auf ein 
Problem der jüngsten BMZ-Strategie 
hin. Während die EZ – verstärkt im 
Rahmen der Politik der Länderkon-
zentration – den Fokus zunehmend 
auf Länder mit günstigen Rahmenbe-
dingungen lege, hätten die jüngsten 
Krisen deutlich gemacht, welches 
Gefahrenpotenzial gerade von den 
Staaten mit sehr ungünstigen Ent-
wicklungsbedingungen ausgehe. 
“Diese Länder dürfen wir nicht ver-
nachlässigen.” Gleichzeitig betonte 
Armbruster aber auch, dass “sich die 
EZ hier nicht überheben darf”, da sie 
nicht die entscheidende Rolle spielen 
könne. Als Reaktionen auf die neuen 
Herausforderungen nannte 
Armbruster die Einrichtung des Zivi-
len Friedensdienstes 1999, die ver-
stärkte Befassung der EZ mit der Re-
form der inneren Sicherheit in Ent-
wicklungsländern und die zentrale 
Rolle des BMZ beim Wiederaufbau in 
Afghanistan. Auch Nahrungshilfe im 
südlichen Afrika und Vorhaben der 
Ernährungssicherheit in Südasien 
seien Teil der intensivierten Krisen-
prävention. Längerfristiges Ziel müs-
se die “Früherkennung von Krisen in 
Entwicklungsländern” sein. Entspre-
chend sei “Krisenprävention und Kon-
fliktminderung” in fünf Ländern zent-
raler Schwerpunkt der deutschen EZ. 
Insgesamt bleibe aber “noch viel zu 
tun”, schloss Armbruster. 

Ist der “Kampf gegen den Terror” 
bereits verloren? 
In der Diskussion wurde darauf hin-
gewiesen, dass es höchst problema-
tisch sei, “unsere Demokratie” als 
universelles Modell für die gesamte 
Welt zu behandeln. Beer unterstrich 
dies: Es sei der größte Fehler der 
internationalen Gemeinschaft, “dass 
sie immer wieder versuche, anderen 
Ländern ihr Demokratie-Modell über-
zustülpen”. Auch wurde die Frage 
aufgeworfen, ob die Menschen, ob 
Christen oder Moslems, vielleicht ein-
fach ein Feindbild bräuchten. Stein-
bach bekräftigte, auch er habe in den 
vergangenen Monaten zunehmend 
den Eindruck, dass “wir vielleicht 
wirklich ein Gegenbild zu unserer ‚gu-
ten Gesellschaft’ brauchen”. Die Kon-
sequenz wäre allerdings fatal: “Wir 
sind dabei, in die Falle des Bin Laden 
zu laufen.” Dabei kritisierte Steinbach 
auch die wachsende Tendenz, die 
Entwicklungsprobleme der islami-
schen Welt kulturalistisch erklären zu 
wollen. Dabei sei ganz klar, dass die 
Menschen auch dort für Menschen-
rechte und Demokratie seien. 

Beer wies darauf hin, “dass die Politik 
seit dem 11. September in Teilen hilf-
los agiert”. Der Kampf gegen den 
Terrorismus zeichne sich durch eine 
“teilweise hilflose Wurschtelei” aus, 
“wohlwissend, dass man mit den der-
zeitigen Mitteln allein den Terroris-
mus nicht besiegen kann”. Steinbach 
ergänzte, dass sich – auch wenn in 
bestimmten Situationen ein Militär-
einsatz notwendig sei – die militäri-
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sche Dimension mittlerweile ver-
selbstständigt habe. Seiner Einschät-
zung nach habe man so “die Be-
kämpfung des Terrorismus schon 
verspielt”: Gewalttätigkeit und –
bereitschaft seien in den vergange-
nen Monaten angestiegen, weil man 
sich nach der Ablösung der Taliban 
nicht “den politischen Quellen” des 
Terrors zugewandt habe.  

Prof. Uta Ruppert wies auf die unter-
schiedlichen Rollen der EZ in den 
drei Vorträgen hin: Während bei 
Steinbach die EZ für “flankierende 
Maßnahmen” der Politik zuständig sei 
und von Bedeutung vor allem “ein 
härterer Politikdialog”, so bleibe die 
EZ bei Armbruster nach wie vor initia-
tiv, wenn es um sozioökonomische 
Entwicklung geht. Beer liege mit ihrer 
Position dazwischen: Konfliktpräven-
tion brauche EZ in ihrer eher klassi-
schen Ausprägung. Beer betonte 
hierzu, in der Tat sei “die traditionelle 
Politik der Konfliktprävention” nicht 
abzuschaffen, zentral sei aber insbe-
sondere ein kontinuierliches Enga-
gement auch langfristig nach Konflik-
ten. Armbruster relativierte die Rol-
lenzuschreibung der EZ als Initiatorin 

von Entwicklung: “Wachstum und 
Veränderung entstehen aus den Ge-
sellschaften heraus.” Aber, da Ent-
wicklung immer konfliktträchtig ist, sei 
es Aufgabe der EZ, dazu beizutra-
gen, dass diese Spannungen auf 
friedliche Weise bewältigt werden. 
Steinbach betonte hingegen erneut, 
dass die Politik, konkret: ein verstärk-
ter Politikdialog, entscheidend sei, 
ohne allerdings genauer zu erläutern, 
um was für eine Politik es hier gehen 
sollte. Allgemein müsse es darum 
gehen, statt sich einer Politik anzu-
schließen, “die nur auf die Agenda 
der Gewalttätigkeit setzt”, einen “wirk-
lichen Dialog der Kulturen” zu führen. 
Die EZ sei mithin nicht gering einzu-
schätzen, aber zunächst müsse sich 
eine gestärkte Politik deutlich der US-
Agenda entgegenstellen.  

Am Ende der Diskussion galt es kein 
Fazit zu ziehen, wie Moderator Prof. 
Brock klarstellte. Es sei aber klar ge-
worden, dass es zur Rolle der Ent-
wicklungszusammenarbeit als Frie-
denssicherung zahlreiche offene Fra-
gen und dringliche Probleme gebe, 
die es im Rahmen der Ringvorlesung 
zu diskutieren gelte. 
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2. Chancen und Risiken der Verknüpfung von Si-
cherheits- und Entwicklungspolitik in der Praxis: 
Gewaltprävention als Gegenstand der EZ? 

Podiumsdiskussion mit Kiflemariam Gebrewold (Bonn International Center for Con-
version, BICC, Bonn), Dr. Eckhard Lübkemeier (Auswärtiges Amt, AA, Berlin), Colin 
Gleichmann (GTZ, Eschborn) 
Moderation: Prof. Uta Ruppert (Goethe-Universität, Frankfurt) 
Dienstag, 5. November 2002, 18-20 Uhr 
 

Gewalt- und Krisenprävention sind 
sowohl Voraussetzung als auch Auf-
gabe für die Entwicklungspolitik: ein 
sicheres Umfeld ist die Vorausset-
zung für Entwicklungserfolge; gleich-
zeitig leistet die Verwirklichung einer 
nachhaltigen Entwicklung einen wich-
tigen Beitrag zur Sicherung des Frie-
dens. Eine gewaltpräventiv orientierte 
EZ setzt an vielfältigen Konfliktdi-
mensionen an: Sie reicht von struktu-
reller Prävention durch die Mitgestal-
tung internationaler Rahmenbedin-
gungen bis zur akuten Prävention 
und Bearbeitung von Gewalt vor Ort. 
Die Diskussion identifizierte allerdings 
auch deutliche Grenzen der EZ. Es 
zeigte sich, dass die Verknüpfung 
von Sicherheits- und Entwicklungspo-
litik in der Praxis alles andere als kon-
fliktfrei ist. 

Gewaltprävention – nicht nur, aber 
auch ein Gegenstand der EZ 
“Spätestens seit dem Völkermord in 
Ruanda ist der Zusammenhang von 
Sicherheits- und Entwicklungspolitik 
eines der brennendsten Themen der 
Entwicklungszusammenarbeit”, be-
tonte Moderatorin Prof. Uta Ruppert 

zur Eröffnung der Veranstaltung. 
Gleichwohl werde Gewaltprävention 
als Gegenstand der EZ erst seit Ende 
der 90er Jahre systematisch bearbei-
tet. Und Friedensförderung befinde 
sich erst seit relativ kurzer Zeit auf 
dem Weg zum Querschnittsthema 
der EZ. In letzterem Sinne sollte das 
Thema der Veranstaltung aber ver-
standen und diskutiert werden, sagte 
Ruppert. Es gehe um die Quer-
schnittsperspektiven auf Gewaltprä-
vention. Als “die drei großen Fragen” 
nannte die Moderatorin die Kohärenz 
von Entwicklungs-, Außen- und Si-
cherheitspolitik im Feld Gewaltprä-
vention, die Chancen von Ent-
wicklungs- und Außenpolitik für die 
Etablierung bzw. Stärkung von Ge-
waltmonopol und Rechtsstaatlichkeit 
sowie Konzepte und neue Zugänge 
zum Thema. 

Dr. Eckhard Lübkemeier vom Aus-
wärtigen Amt (AA) gab eine klare 
Antwort auf die Frage, die der Titel 
der Veranstaltung aufwirft: “Natürlich 
ist EZ Gewaltprävention”, sagte der 
Beauftragte für Konfliktprävention und 
Krisenmanagement im AA, der eben-
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falls als Referatsleiter für Europäi-
sche Außen- und Sicherheitspolitik 
zuständig ist. Aber Gewaltprävention 
sei selbstverständlich nicht nur Auf-
gabe von EZ, sondern betreffe eben-
so Außen- und Sicherheitspolitik oder 
Umweltpolitik. Lübkemeier betonte, 
das Thema Gewaltprävention sei 
zwar Ende der 90er Jahre internatio-
nal in den Vordergrund gerückt, aber 
implizit schon immer Element “ver-
antwortlicher Diplomatie” gewesen. In 
diesem Sinne plädierte Lübkemeier 
gegen eine “Verengung der Gewalt-
prävention auf die EZ”. Das Thema 
gehe nicht nur entwicklungspolitisch 
Interessierte an, sondern grundsätz-
lich alle, die an internationaler Politik 
beteiligt sind. Die EZ sei also “nicht 
der einzige Bereich und in vielen Fäl-
len nicht der entscheidende Bereich 
für Gewaltprävention”. 

Dimensionen gewaltpräventiver EZ 
Ziel von Krisenprävention ist nicht die 
Unterdrückung von Konflikten an 
sich, sondern das Verhindern ihrer 
gewaltsamen Austragung, betonte 
Lübkemeier. Die Etablierung eines 
stabilen Friedens im Rahmen einer 
Friedensgemeinschaft stelle dabei 
keine Utopie dar – in der EU sei sie 
bereits Realität. Aber auch Krisen-
prävention umfasse wiederum “viel 
mehr als klassische EZ”, argumen-
tierte Lübkemeier. Er unterschied 
strukturelle, instrumentelle und akute 
Gewaltprävention. Als Felder struktu-
reller Prävention nannte er die inter-
nationale Handelspolitik – ein Ende 

der Abschottung der Märkte gegen-
über den Entwicklungsländern sei 
“einer der Kernbereiche, wenn es um 
die Förderung von strukturellen Be-
dingungen für Gewaltprävention geht” 
– sowie die Politik der Internationalen 
Finanzorganisationen, die internatio-
nale Umweltpolitik und die Verrechtli-
chung der internationalen Beziehun-
gen (Stichwort: Internationaler Straf-
gerichtshof). Instrumentelle Gewalt-
prävention umfasse beispielsweise 
Abrüstung und Rüstungskontrolle. 
Wenn das gewaltsame Austragen 
von Konflikten unmittelbar bevorstehe 
bzw. bereits stattfinde, ist schließlich 
akute Gewaltprävention notwendig. 
“Und hier hat auch das Militär seine 
Rolle”, sagte Lübkemeier unter Ver-
weis auf den aktuellen peace kee-
ping-Einsatz in Afghanistan.  

Abschließend verwies Lübkemeier 
auf das Prinzip der ownership: “Kon-
fliktprävention fängt zu Hause an.” 
Handels-, Umwelt- und IWF-Politik 
sei “unsere Verantwortung”. Aber 
ownership gelte auch “für die andere 
Seite” der Entwicklungsländer, die 
ihre eigene Verantwortung zu tragen 
hätten.  

Colin Gleichmann von der GTZ 
schloss sich den Ausführungen Lüb-
kemeiers “voll und ganz” an, wendete 
sich aber der Frage nun explizit aus 
EZ-Perspektive zu. Der Projektleiter 
Kleinwaffenkontrolle diskutierte die 
Verbindung von Entwicklungs- und 
Sicherheitspolitik, die Instrumente der 
EZ im Feld Gewaltprävention sowie 
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neuere Entwicklungen in diesem Be-
reich. “In Deutschland war die Ver-
bindung zwischen Entwicklungs- und 
Sicherheitspolitik lange Zeit nicht 
sichtbar, wenn überhaupt vorhan-
den”, sagte er. Zwar sei Entwick-
lungspolitik nie unpolitisch gewesen, 
aber sicherheitspolitische Aspekte 
spielten in der Regel keine Rolle. 
Deshalb wurde die EZ “als politisch 
relativ neutral wahrgenommen”, ar-
gumentierte Gleichmann, und diese 
damals wahrgenommene Neutralität 
“hat bis heute große Vorteile für die 
Rolle der EZ in der Krisenprävention”. 
Explizit sicherheitspolitischen The-
men zuwenden musste sich die EZ, 
als sich Anfang der 90er Jahre in 
zahlreichen Ländern Afrikas und La-
teinamerikas Lösungen jahrzehnteal-
ter Konflikte anbahnten. Zu dieser 
“Herausforderung, Friedensprozesse 
zu unterstützen”, trat im deutschen 
Kontext die innenpolitische Forde-
rung, Fluchtursachen zu bekämpfen 
bzw. die Rückkehr von Flüchtlingen 
zu ermöglichen. Mit den Morden in 
Ruanda 1994 schließlich habe sich 
nicht mehr nur die Frage nach den 
möglichen Beiträgen von EZ-
Projekten zur Gewaltprävention ver-
schärft gestellt, sondern auch die 
Frage nach ihren Beiträgen zur Eska-
lation von Konflikten.  

Zum Verhältnis von Sicherheits- 
und Entwicklungspolitik 
Auf diese Herausforderungen reagier-
te die EZ mit neuen Krisenpräventi-
onsprogrammen sowie 1998/1999 mit 

einer Reihenevaluierung, die in sechs 
Ländern den Einfluss von Projekten 
auf die Gewaltprävention untersuch-
te. Des Weiteren wurden Instrumente 
der Gewaltprävention für sektorale 
Felder entwickelt und gegenüber dem 
Partnerland zunehmend Grundsätze 
wie Menschenrechte und Demokratie 
betont, führte Gleichmann aus. Er-
gebnis sei eine “Politisierung und 
Spezialisierung der EZ”. Sie werde 
heute von der Bundesregierung als 
“globale Friedenspolitik” verstanden. 
Dabei reiche das Spektrum gewalt-
präventiver EZ von der humanitären 
Hilfe in Krisensituationen bis zur 
strukturwirksamen Intervention und 
Institutionenentwicklung. Konkret 
nannte Gleichmann die Bereiche Kri-
senprävention und Konfliktbearbei-
tung im weiten Sinn, Ansätze zur di-
rekten Mediation und zur Unterstüt-
zung von Friedensallianzen, Wieder-
aufbau mit krisenpräventiver Ausrich-
tung, Demobilisierung, Reintegration 
von Ex-Kombattanten und Aussöh-
nung sowie die Unterstützung von 
Reformen des Sicherheitssektors.  

Gleichmann wies aber auch auf die 
“Grenzen der Technischen Zusam-
menarbeit” hin: “Es gibt keinerlei Ga-
rantie gegen erneute Ausbrüche von 
Gewalt, auch nicht durch die EZ und 
schon gar nicht durch sie alleine.” So 
erzeuge z.B. die Durchsetzung des 
staatlichen Gewaltmonopols neue 
Spannungen. “Entwicklungspolitik ist 
nicht automatisch Sicherheitspolitik.” 
Als positiven Ausblick berichtete 
Gleichmann abschließend von einer 
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konkreten Verknüpfung von Ent-
wicklungs- und Sicherheitspolitik in 
der Region der Großen Seen in Afri-
ka. Dort unterstütze ein “Trust Fund” 
der Weltbank (unter Beteiligung von 
zahlreichen Gebern) alle in der “De-
mokratischen Republik Kongo” militä-
risch involvierten Länder beim Rück-
zug ihrer Truppen, und das in enger 
Kooperation mit dem laufenden UN-
Einsatz bzw. mit dem UN-
Sicherheitsrat. 

Probleme und Grenzen gewaltprä-
ventiver EZ 
Kiflemariam Gebrewold vom BICC 
schließlich formulierte aus Sicht sei-
ner Erfahrungen mit Konfliktbearbei-
tung in Ostafrika einige Probleme und 
Hürden erfolgreicher Gewaltpräventi-
on. Der Leiter des SALIGAD-Projekts, 
das die Dynamiken und Auswirkun-
gen von Kleinwaffengebrauch am 
Horn von Afrika untersucht, schüttete 
dabei “eine heftige Prise Salz in die 
Suppe” (Ruppert). Zunächst wies 
auch Gebrewold darauf hin, dass “für 
das Thema Gewaltprävention die 
Welthandels- und –finanzpolitik we-
sentlich wichtiger ist, als das, was 
Entwicklungspolitik überhaupt leisten 
kann”. Außerdem bleibe alles, was 
mit Sicherheit zu tun hat, “genuine 
Aufgabe des Nationalstaates”, sei 
mithin abhängig vom Willen der 
betreffenden Regierung und nicht 
“von außen zu oktroyieren”. Dass 
aber die Entwicklungspolitik auf der 
Suche nach neuen Arbeitsfeldern 
sich der Krisen- und Gewaltpräventi-

on annehme, sei – angesichts der 
erhöhten Zahl von Krisen und Gewalt 
– legitim. Zu fragen bleibe allerdings, 
ob dies völlig donor-driven geschehe 
oder nach dem Prinzip der owners-
hip.  

Als zentrales Problem von Gewalt-
prävention als sektorübergreifender 
EZ-Maßnahme betonte Gebrewold 
den fehlenden Willen bzw. die feh-
lende Einigkeit auf Seiten des Neh-
merlandes. So habe ein entspre-
chendes britisches EZ-Projekt am 
Horn von Afrika “massive Auseinan-
dersetzungen” zwischen Polizei, So-
zial- und Verteidigungsministerium 
sowie dem nationalen Geheimdienst 
ausgelöst. Letztlich wurden lediglich 
einige Workshops durchgeführt, eine 
Verankerung von Gewaltprävention 
als sektorübergreifendem Thema ge-
lang nicht. Allgemein zeigte sich 
Gebrewold skeptisch gegenüber ei-
ner Integration von Gewaltprävention 
in die EZ. Dabei sei das Problem we-
niger der Mangel an Konzepten, son-
dern die mangelnde Akzeptanz in den 
betroffenen Ländern. Die Regierun-
gen und insbesondere das Militär 
seien “äußerst misstrauisch, dieses 
Thema über die EZ aufgedrückt zu 
bekommen”. Regierungen, die ihre 
Herrschaft jahrzehntelang gerade 
durch Gewalt erhalten konnten, fühl-
ten sich durch eine entwicklungspoli-
tisch motivierte Gewaltprävention be-
droht.  

Als weiteres Problem stellte Gebre-
wold einen “Gegensatz von Praxis 
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und Notwendigkeit” fest. Die eigenen 
Gesetzmäßigkeiten von Projektver-
fahren gerieten in Konflikt mit den 
Anforderungen an erfolgreiche Ge-
waltprävention: “langer Atem, enorme 
Geduld, genaue lokale Kenntnisse”. 
Und schließlich überfordere die Etab-
lierung immer neuer Querschnittsauf-
gaben – nach Umweltverträglichkeit 
und gender mainstreaming nun auch 
noch das “höchst sensible Thema” 
Gewaltprävention – im Projektalltag 
schlicht die Möglichkeiten und Fähig-
keiten der “Menschen, die die Projek-
te vor Ort machen”. Insgesamt, kons-
tatierte Gebrewold, mache die Ver-
knüpfung von EZ und Gewaltpräven-
tion auf der Ebene der Bekämpfung 
struktureller Bedingungen von Gewalt 
Sinn, ihre Verknüpfung in der politi-
schen Umsetzung sehe er dagegen 
skeptisch. 

In Reaktion auf Gebrewolds These, 
dass bisher auf Gewalt setzende 
Gruppen sich gegenüber Gewaltprä-
vention generell abgeneigt zeigten, 
verwies Prof. Lothar Brock in der Dis-
kussion auf einen Workshop zur Kon-
fliktbearbeitung in Indonesien. Dort 
beschäftigten sich unter anderem 
auch bekennende ehemalige war-
lords mit dem friedlichen Umgang mit 
ethnischen Konflikten. Der Rollen-
wechsel funktioniere anscheinend 
vollkommen problemlos. Gebrewold 
bestätigte diese Erfahrung: Auch in 
Somalia habe sich gezeigt, dass e-
hemalige warlords teilweise “sehr 
schnell ihre Rolle wechseln” und in-
nerhalb weniger Jahre in Verhand-

lungen auftreten. Dieser Rollenwech-
sel sei letztlich durch “Kosten-Nutzen-
Analysen” geprägt. 

Ansatzpunkte und Instrumente 
gewaltpräventiver EZ 
Auf die Bitte aus dem Plenum, sei-
nem düsteren Bild doch ein paar kon-
krete Vorschläge für die Projektpraxis 
gegenüber zu stellen, nannte Gebre-
wold drei Ansatzpunkte. Zum einen 
könne im Bereich “Training” (z.B. um 
lokale Nichtregierungsorganisationen 
in die Lage zu versetzen, im Sicher-
heitssektor arbeiten und die Regie-
rung kontrollieren zu können) “sehr 
viel sinnvolle Arbeit geleistet werden”. 
Zum anderen könne der notwendige 
“lange Atem” gefördert, der strenge 
monetäre Projektduktus aufgebro-
chen werden, indem die EZ sehr viel 
stärker mit offenen Fonds (“Open 
Funds”) arbeite, wie es z.B. kirchliche 
Organisationen seit Jahrzehnten 
praktizierten. Drittens stecke auch in 
der Wiederentdeckung und Förde-
rung “verschütteter oder vernachläs-
sigter traditioneller Konfliktlösungs-
formen” “ein großes Potenzial” für 
Praxis und Theorie der Gewaltprä-
vention.  

Gleichmann antwortete auf die Skep-
sis Gebrewolds, dass über Krisen-
prävention durch EZ nur dort verhan-
delt werde, wo es einen willigen Part-
ner gebe, wo die Regierung dies 
grundsätzlich unterstütze. Dabei zeig-
ten seine Erfahrungen “eher ein Rin-
gen auf politischer Ebene als eine 
vollkommene Ablehnung”. In der kon-
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kreten Arbeit müsse die EZ dann da-
mit umgehen, dass einerseits die Ver-
treter des Staates häufig die größte 
Bedrohung für die Sicherheit der 
Menschen darstellten, dass aber 
gleichzeitig das Gewaltmonopol des 
Staates eine entscheidende Bedin-
gung für Sicherheit bilde. 

Auf eine andere Form der Verknüp-
fung von EZ und Sicherheit wurde 
aus dem Plenum verwiesen. Seit dem 
11. September 2001 würden unter 
dem Paket “Sicherheit” in den paläs-
tinensischen Gebieten EZ-Projekte 
gestoppt, weil durch sie auch Terro-
risten unterstützt werden könnten. 
Lübkemeier betonte, ohne etwas über 
die konkreten Projekte sagen zu kön-
nen, dass bei diesem “hoch sensiblen 
Thema” die notwendige Differenzie-
rung sehr schwer sei. In der Tat gebe 
es nämlich die Praxis, dass die Fi-
nanzierung terroristischer Netzwerke 
auch über die “Maske humanitärer 
Organisationen” laufe. Zur Problema-
tik innerstaatlicher Konflikte befragt 
wies Lübkemeier auf die internationa-
le Politik auf dem Balkan hin: “Der 
Balkan stellt vielleicht ein Beispiel 

dar, wo es halbwegs gelungen ist, die 
Breite der zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten zu nutzen.” Als Instru-
mente der Politik nannte Lübkemeier 
hier die “langfristige Perspektive ei-
nes EU-Beitritts” (“Der EU-Erweite-
rungsprozess ist eines der größten 
und erfolgreichsten Krisenpräven-
tionsprogramme, das ich kenne.”), 
das “enorme finanzielle, personelle 
und materielle Engagement” in der 
Region sowie die Arbeit von Militär 
und Polizei, die “zu einem sicheren 
Umfeld beitragen”. Hier zeige sich der 
einigermaßen erfolgreiche Einsatz 
einer “Palette von Instrumenten in 
einer Region, die geprägt ist von 
ethno-nationalistischer Gewalt”. Zum 
Abschluss wies Lübkemeier auf ein 
zentrales Problem von Prävention 
hin: “Wenn sie erfolgreich ist, sieht 
man die Erfolge nicht und die Ursa-
chen der Erfolge lassen sich kaum 
noch nachvollziehen.” Dies enthebe 
die Politik nicht der Verantwortung, 
bedeute aber, dass eine “kritische 
Öffentlichkeit” notwendig sei, damit 
eine präventive Politik das nötige öf-
fentliche Mandat bekomme. 
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3. Konfliktbearbeitung und Wiederaufbau in          
Afghanistan 

Podiumsdiskussion mit Dr. Hans-Joachim Preuß (Deutsche Welthungerhilfe e.V., 
DWHH, Bonn), Dr. Rangin Dadfar Spanta (Rheinisch-Westfälische Technische 
Hochschule, RWTH, Aachen), Martin Jenner (KfW, Kabul) 
Moderation: Elisabeth Mildeberger (SID/GTZ) 
Dienstag, 19. November 2002, 18-20 Uhr 
 

Das Ende der Talibanherrschaft hat 
den Beginn des weltweit gestützten 
Wiederaufbaus in Afghanistan einge-
leitet. Wie aber können in einem von 
23 Jahren Krieg gezeichneten Land, 
in dem ein funktionierendes Institutio-
nensystem und vor allem dessen Ba-
sis – das staatliche Gewaltmonopol – 
in weiter Ferne scheint, konkret not-
wendige Nothilfe und eine langfristig 
ausgerichtete strukturwirksame Ent-
wicklungspolitik verknüpft werden? 
An die EZ, so zeigte die Veranstal-
tung, stellen sich durchaus wider-
sprüchliche Anforderungen: Sie muss 
innerhalb der bestehenden Strukturen 
arbeiten und gleichzeitig zu struktur-
verändernder Entwicklung beitragen, 
muss mit regionalen Machthabern 
zusammenarbeiten und gleichzeitig 
auf die Stärkung der zentralstaatli-
chen Institutionen zielen. 

Afghanistan – ein, zwei, mehrere 
Parallelregierungen? 
Gleich zu Beginn der Veranstaltung 
sprach Moderatorin Elisabeth Milde-
berger ein zentrales Problem der poli-
tischen Situation Afghanistan an, das 
sich durch die gesamte Diskussion 
des Abends ziehen sollte: “In den 

Provinzen scheinen die Taliban offi-
ziell zwar weitgehend verschwunden, 
dafür haben die altbekannten Macht-
haber aus der Mujaheddin-Zeit und 
andere radikal-islamische Gruppen 
das Sagen und treiben ihr Unwesen”, 
betonte sie. “Ehemalige Kommandan-
ten wie Widerstandskämpfer verfügen 
weiterhin über Waffen und über ihre 
alten Klientelsysteme.” Mildeberger 
bot eine ambivalente Beschreibung 
der aktuellen afghanischen Situation. 
Einerseits liege das Land “ein gutes 
Jahr nach dem Einmarsch der Nord-
allianz in Schutt und Asche”. Ande-
rerseits bemühe sich “die internatio-
nale Gemeinschaft, mit Geld und 
Wissen dem Land wieder auf die Bei-
ne zu helfen” und Kabul sei zu einem 
“Mekka der Hilfsorganisationen” ge-
worden. Auf der einen Seite habe 
eben diese internationale Gemein-
schaft “milliardenschwere Finanzzu-
sagen” gemacht; auf der anderen 
Seite kritisiere Präsident Karzai, von 
1,8 Mrd. US-Dollar an diesjährigen 
Zusagen seien nur 890 Mio. im Lande 
angekommen und nur 90 Mio. tat-
sächlich bei den Afghanen ange-
kommen (der Rest gehe in die eigene 
Institutionenförderung von UN und 
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Nichtregierungsorganisationen). Be-
zogen auf die politische Situation be-
zeichnete Mildeberger die “Emergen-
cy Loya Jirga”, die große Ratsver-
sammlung vom Juni 2002, als “chan-
cen- und facettenreiche Demokratie-
übung”. Gleichzeitig erscheine die 
afghanische Übergangsregierung von 
Hamid Karzai angesichts der weiter-
hin starken Regionalmächte aller-
dings eher “als eine Bürgermeister-
schaft über Kabul”.  

Stärkung der Zentralregierung – 
Entmachtung der warlords 
Einen Zustand von “zwei oder drei 
nebeneinander existierenden Regie-
rungen” diagnostizierte Dr. Rangin 
Dadfar Spanta von der Rheinisch-
Westfälische Technische Hochschule 
Aachen als das zentrale Hindernis für 
Frieden und Staatsbildung in Afgha-
nistan. Als zentralen innenpolitischen 
Akteur hob der in Afghanistan gebo-
rene Wissenschaftler den “Rat der 
Beobachter” hervor, die Organisation 
des ermordeten Kommandanten 
Massoud, die militärisch sehr stark 
sei und nicht an die Demokratie glau-
be. Dieser Gruppe stehe Staatspräsi-
dent Karzai gegenüber, der in Afgha-
nistan allerdings über keine “Haus-
macht” verfüge und sich – als einzi-
ges Staatsoberhaupt der Welt – von 
Fremdenlegionären beschützen las-
se. Drittens greife auf regionaler bzw. 
lokaler Ebene die Herrschaft dezen-
traler warlords. “Die Existenz dezen-
traler Mächte, die noch immer Geld 
und Waffen aus dem Ausland be-

kommen, machen Demokratisierung 
und Staatsbildung fast unmöglich”, 
konstatierte Dadfar Spanta. Er plä-
dierte deshalb für eine konsequente 
Entmachtung dieser Kräfte bei 
gleichzeitigem Aufbau einer hand-
lungsfähigen Zentralregierung.  

Dadfar Spanta kritisierte eine “sehr 
defizitäre” Orientierung des internati-
onalen Engagements in Afghanistan 
auf den Anti-Terrorkrieg einerseits 
sowie auf NRO andererseits. Die 
USA betrachteten Afghanistan primär 
“im Dienste des Anti-Terrorkrieges” 
sowie in Hinblick auf den Zugang 
zum kaspischen Öl. Ihnen gehe es 
dementsprechend “um Stabilität, egal 
welche Stabilität”. Im Interesse regio-
naler Stabilisierung würden deshalb 
auch regionale warlords unterstützt – 
Demokratie und Partizipation blieben 
dabei auf der Strecke. Diesem Ansatz 
der USA stehe zwar die “Mehrheit der 
anderen Länder und Organisationen” 
gegenüber, die versuchten, Wieder-
aufbau und Staatsbildung voran zu 
bringen. Aber die hier anzutreffende 
Ausrichtung auf NRO sei unzurei-
chend, wenn der Aufbau eines Staa-
tes mit Gewaltmonopol gelingen sol-
le. Gleichwohl bezeichnete Dadfar 
Spanta die Präsenz von NRO vor Ort 
als “sehr wichtig”: “Sie schaffen einen 
Schutzwall gegen alle zu Menschen-
rechtsverletzungen neigenden Grup-
pen.” Insgesamt vermisse er aber ein 
“ganzheitliches Projekt”, das Wieder-
aufbau wie Staatsbildung, Umwelt 
wie Menschenrechte beachte, und 
dass bei alledem “langsam einen 
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Prozess der Beteiligung der Men-
schen an den politischen Entschei-
dungen” einleite.  

Sichere Städte – vernachlässigtes 
Land 
Der eher düsteren Einschätzung Dad-
far Spantas setzte der designierte 
Generalsekretär der Deutschen Welt-
hungerhilfe (DWHH) Dr. Hans-
Joachim Preuß zunächst eine erfreu-
liche Beobachtung entgegen: Die Af-
ghanen seien “sehr, sehr positiv ge-
stimmt”; für sie gehe es darum, die 
aktuelle “Periode von Sonnenschein” 
zu nutzen. Die Arbeit der DWHH, die 
seit 1992 in Afghanistan tätig ist und 
sich primär auf die ländlichen Regio-
nen konzentriert, beschrieb Preuß 
dabei als von der großpolitischen La-
ge relativ unberührt. Wie unter den 
Mujaheddin so unter der Taliban-
Regierung und heute unter Karzai 
habe die DWHH ihre Projekte vor Ort 
durchführen können. “Unsicherheit 
entstand für die DWHH erst, als Af-
ghanistan ins Visier der USA geriet”, 
betonte Preuß. Nach Ende des Krie-
ges ist die DWHH Anfang des Jahres 
zurückgekehrt; zurzeit sind 17 ent-
sandte und 300 lokale Fachkräfte in 
den Projekten beschäftigt. Dabei sei 
die Unsicherheit heute aber noch 
immer größer als vor dem Sturz der 
Taliban. “Die internationale Interven-
tion hat das Machtgleichgewicht er-
heblich gestört”, sagte Preuß. Gleich-
zeitig beschränke sich die Präsenz 
der Schutztruppe aber auf Kabul, und 
es gebe keinerlei Zeichen, dass sich 

dies ändern dürfte. Und auch der 
Zentralregierung fehle jegliche 
Machtbasis, um das Gewaltmonopol 
über die Hauptstadt hinaus durchzu-
setzen. Angesichts dieser Situation 
setze die DWHH weiterhin auf ihr 
Konzept “lokaler Sicherheitspartner-
schaften”, d.h. sie schließt vor Ort 
konkrete Abkommen mit den jeweils 
lokal Herrschenden. 

Preuß kritisierte eine “gegenwärtige 
internationale Ressourcenallokation”, 
die die Städte sehr stark fördere, die 
ländlichen Bereiche dagegen weitge-
hend ausblende. “Sicherheit und Kon-
fliktprävention im ländlichen Raum 
muss Vorrang bekommen”, forderte 
Preuß. Neben der räumlichen Aus-
dehnung sei aber auch eine zeitliche 
notwendig. Zu einer langfristigen Ori-
entierung der internationalen Unter-
stützung für Afghanistan gebe es kei-
ne Alternative. In der Diskussion er-
gänzte Preuß, seiner Einschätzung 
nach habe der internationale “Elan” 
seinen Höhepunkt bereits überschrit-
ten. Er prognostizierte, in zwei bis 
drei Jahren werde Afghanistan – was 
das internationale Engagement und 
die Spendenbereitschaft angeht – 
wieder “zu normalen Verhältnissen 
zurückkehren”. Die DWHH müsse 
deshalb das Volumen ihrer Arbeit in 
Afghanistan um 50 Prozent reduzie-
ren und gelange somit wieder auf das 
Niveau des status quo ante zurück. 
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Unsicherheit, defizitäre Partner-
strukturen – Probleme der EZ 
Martin Jenner, Büroleiter der KfW in 
Kabul, wandte sich der Thematik aus 
Sicht der Finanziellen Zusammenar-
beit (FZ) zu. Die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau ist seit Anfang des 
Jahres in Afghanistan tätig und unter-
stützt dort Investitionen in die Infra-
struktur; die zukünftigen Schwerpunk-
te der deutschen EZ in Afghanistan 
sind Energie, Trinkwasser und Förde-
rung der Privatwirtschaft. Regional 
konzentriert sich die KfW dabei auf 
die beiden “Stabilitätsinseln” Kabul 
und Herat. Ein “Mindestmaß an Si-
cherheit” sei eine Voraussetzung für 
EZ, begründete Jenner. Und verwies 
insbesondere auf das “hohe Verlust-
risiko” von Investitionen in physische 
Infrastruktur. “Nur in Kabul kann die 
internationale Schutztruppe Sicher-
heit und Ordnung einigermaßen ga-
rantierten.” Als Herausforderungen 
der EZ nannte Jenner eine bessere 
Koordination zwischen Gebern sowie 
zwischen Gebern und der afghani-
schen Regierung. Unter den Gebern 
laufe diese zurzeit noch hauptsäch-
lich ad hoc. Jenner verwies außer-
dem auf ein Dilemma zwischen der 
notwendigen schnellen Unterstüt-
zung, die auf bestehenden Strukturen 
aufbauen müsse und diese somit 
immer auch stabilisiere, und der lang-
fristigen Orientierung auf einen struk-
turverändernden Entwicklungspro-
zess. Insgesamt habe es die EZ in 
Afghanistan mit einer Vielzahl von 
Konfliktlinien zu tun: So sei die Regie-

rung selbst alles andere als homo-
gen. Auch dem Konflikt zwischen 
Zentralregierung und starken regiona-
len Zentren müsse die EZ begegnen 
und z.B. in Herat die lokale Führung 
in die Zusammenarbeit einbinden. 
Bezogen auf die Konkurrenz unter-
schiedlicher Ethnien gehe es darum, 
“die Hilfe ethnisch ausgewogen zu 
verteilen”. Die Schwäche der staatli-
chen Verwaltung schließlich mache 
“flexible Verfahren” nötig, in denen 
die KfW “in enger Abstimmung mit 
der Regierung” ihre Projekte letztlich 
relativ eigenverantwortlich durchfüh-
re.  

Als positive Ansatzpunkte hob Jenner 
zum Abschluss den “ausgeprägten 
Friedenswillen” in der Bevölkerung 
hervor, der sich in einer breiten Un-
terstützung des Wiederaufbaus wi-
derspiegele. Auch auf Seiten der af-
ghanischen Regierung zeige sich ein 
großes Engagement, ein deutliches 
Verlangen nach ownership, das aus 
einem starken Selbstbewusstsein der 
Regierung resultiere.  

Institutionen fördern, Strukturen 
verändern – Anforderungen an die 
EZ 
In der Diskussion wurde die zentrale 
Rolle staatlicher Institutionen betont, 
die sich in allen drei Referaten ge-
zeigt habe. Institutionen seien “über-
haupt der Schlüssel zu Entwicklung”, 
betonte E+Z-Redakteur Reinold Thiel. 
Wenn der Aufbau funktionierender 
staatlicher Strukturen aber so bedeu-
tend sei, argumentierte Thiel, er-
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scheine das Konzept der KfW, ihre 
Projekte eigenständig durchzuführen, 
als “genau der falsche Weg”. Martin 
Jenner erwiderte, zurzeit sei eine 
Verbesserung der Lebensbedingun-
gen der Menschen nur so möglich. 
Parallel dazu werde allerdings der 
Aufbau staatlicher Strukturen sehr 
wohl gefördert, und graduell würden 
die Verantwortlichkeiten von der KfW 
auf die entstehenden Institutionen 
übergehen. Holger Neuweger von der 
GTZ nannte als konkretes Beispiel, 
dass die GTZ im Wasserbereich pa-
rallel zu einem KfW-Vorhaben den 
Aufbau staatlicher Strukturen unter-
stütze. Auch die DWHH, ergänzte 
Preuß, schaffe, indem sie lokale wirt-
schaftliche und soziale Aktivitäten 
unterstütze, “kleine, lokal begrenzte 
gesellschaftliche Institutionen”. 

Prof. Uta Ruppert nahm das Verhält-
nis von Wiederaufbau und Staatsauf-
bau auf. Während Dadfar Spanta be-
tont habe, ohne Staatsaufbau sei kein 
Wiederaufbau möglich, habe Jenner 
berichtet, dass beides Hand in Hand 
gehe. Dadfar Spanta antwortete, er 
sehe beide Dimensionen als “Ele-
mente eines Prozesses”. Für die 
Entwicklungspolitik forderte er eine 
“Doppelstrategie”, die sowohl die 
staatliche Zusammenarbeit und den 
Aufbau staatlicher Strukturen als 
auch die “Zusammenarbeit an der 
Basis” zwischen ausländischen und 
afghanischen NRO umfasse. Preuß 
warf hierzu die generelle Frage auf, 
ob all dies möglich sei, “wenn es kei-

ne Schutzmacht gibt, die langfristig 
den Rahmen bildet”.  

Aus dem Plenum wurde auf einen 
Fall verwiesen, indem die afghani-
sche Bevölkerung in einer Region 
den lokalen warlord vertrieben habe. 
Dadfar Spanta bekräftigte diese Beo-
bachtung. Er betonte, die warlords 
seien “in der Bevölkerung grundsätz-
lich verhasst”. Dies mache ihre Ent-
machtung eigentlich recht einfach. 
Allerdings zeige sich die “paradoxe 
Situation”, dass die internationale 
“Anti-Terrorallianz” zwar Entwaffnung 
und Staatsbildung fordere, anderer-
seits aber vor allem die USA dieses 
Ziel durch die Unterstützung be-
stimmter warlords unterlaufe. Gegen 
die einfache Forderung nach einer 
Entmachtung der regionalen Führun-
gen sprach sich Andreas von Schu-
mann aus, der für die GTZ die Orga-
nisation und Durchführung der Loya 
Jirga im Juni 2002 unterstützt hat: 
“Die regionalen Mächte müssen in-
tegriert werden.” Dagegen wendete 
sich wiederum Dadfar Spanta deut-
lich und betonte, es könne doch bei-
spielsweise nicht das Ziel sein, einen 
“radikalen Islamisten, der Taliban-
Ideologie in sich trägt”, in die staatli-
che Ordnung zu integrieren. “Man 
kann diese Menschen absetzen, 
wenn man es will”, betonte er. Dabei 
gehe es um zwei bis drei “übermäch-
tige warlords”, die das Petersberger 
Abkommen und das afghanische 
Grundgesetz nicht akzeptierten. Ge-
nau vor diesem Problem steht die 
KfW, wenn sie in Herat mit dem loka-
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len Machthaber Ismail Khan zusam-
menarbeiten muss. Jenner betonte, 
hier sei zentral, dass die Bevölkerung 
wahrnehme, dass “die Hilfe klar von 
der Zentralregierung” komme. So 
stärke die EZ in der Öffentlichkeit das 
Ansehen der Übergangsregierung, 
und nicht das des “Regionalfürsten”. 

Die Diskussion wies noch auf weitere 
Herausforderungen für die EZ hin. So 
wies Martin Jenner auf ein zentrales 
Problem einer Durchführung der EZ 
über lokale NRO hin: Der Begriff 
NRO sei in Afghanistan derzeit “mit 
großer Vorsicht zu genießen”. Diver-
se Interessengruppen bezeichneten 

sich als NRO, um leichter an Gelder 
zu gelangen. Elisabeth Mildeberger 
warf außerdem die Frage nach den 
Grenzen von lokalen Sicherheitspart-
nerschaften auf: Mache sich die EZ 
so nicht zum potenziellen “Vasallen 
von menschenfeindlichen Lokalfürs-
ten”? 

“Die Lage ist unvergleichbar besser 
als vor einem Jahr”, relativierte Dad-
far Spanta schließlich seine allgemein 
kritische Einschätzung der Lage. “Die 
Menschen fühlen sich sehr glücklich.” 
Und Preuß ergänzte: “Der Elan der 
Menschen vor Ort verdient Unterstüt-
zung.” 
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4. Gewaltverminderung und Friedenskonsolidie-
rung in Afrika 

Podiumsdiskussion mit Dr. Winrich Kühne (Zentrum für Internationale Friedensein-
sätze, ZIF, Berlin), Dr. Günter Bonnet (BMZ, Bonn), Dr. Wolfgang Heinrich (Evange-
lischer Entwicklungsdienst, EED, Bonn) 
Moderation: Prof. Heiko Körner (SID) 
Dienstag, 3. Dezember 2002, 18-20 Uhr 
 

Afrika befindet sich in einer der 
schwersten Krisen seiner Geschichte. 
Ist diese Phase mit den europäischen 
Erfahrungen des Dreißigjährigen 
Kriegs vergleichbar? Welche Rolle 
spielen die Interessen des Nordens? 
Und welchen Beitrag können Ent-
wicklungszusammenarbeit und hu-
manitäre Hilfe zur Gewaltverminde-
rung und Friedenssicherung auf dem 
Kontinent leisten? Die Antworten auf 
diese Fragen blieben kontrovers. 

Afrika – ein Kontinent in der 
schwersten Phase seiner Ge-
schichte 
Mit Afrika nehme sich die Ringvorle-
sung nach Afghanistan einer weiteren 
“besonders kritischen Region” an, die 
Friedenspolitik vor ganz spezifische 
Probleme stellt, eröffnete Moderator 
Heiko Körner die Veranstaltung. Pro-
fessor Körner riss zum Auftakt mit 
zwei “Lesefrüchten” den Spannungs-
bogen auf, in dem sich die Diskussion 
bewegen sollte. Unter Verweis auf 
einen Vortrag Ulrich Menzels mit dem 
Titel “Von der Rentenökonomie zur 
Gewaltökonomie” wies Körner auf 
das Phänomen des Staatszerfalls hin. 
Eine “heute oft völlig unstrukturierte 

politische Landschaft” stelle für die 
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) in 
Afrika eine besondere Herausforde-
rungen dar. Als zweiten Anhaltspunkt 
nannte Körner einen Artikel in der 
Süddeutschen Zeitung, in dem Afrika 
als “der kontinentale Pflegefall” beti-
telt worden war. Nach einer gewissen 
Renaissance in den 60er und 70er 
Jahren gelte demnach Afrika heute 
wieder als “ein dunkler Kontinent, den 
keiner mehr wirklich braucht” – eine 
“große Herausforderung für die Frie-
densarbeit”, so Körner. 

Dr. Winrich Kühne, Leiter des neuen 
Zentrums für Internationale Frie-
denseinsätze (ZIF), nahm diese pes-
simistischen Einschätzungen unmit-
telbar auf: “Afrika”, so seine Grund-
these, “befindet sich wahrscheinlich 
in der schwersten Phase seiner Ge-
schichte, soweit man sie kennt.” Küh-
ne verglich diese Krise mit Erfahrun-
gen aus der Geschichte Europas. Der 
Kontinent sehe sich zurzeit vier fun-
damentalen Transformationsprozes-
sen gegenüber, für die Europa rund 
1000 Jahre gebraucht habe. Erstens 
verwies Kühne unter dem Stichwort 
“Dreißigjähriger Krieg” auf die ge-
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genwärtigen Konflikte in Zentralafrika 
um Kongo und in Westafrika (Côte 
d’Ivoire, Nigeria), deren Szenarien 
aus der europäischen Geschichte 
bekannt seien: “Warlords, nicht wirk-
lich Krieg, nicht wirklich Frieden, 
Truppen ziehen durch, Kriegsökono-
mien” – die Parallelen zur Zeit vor 
dem Westfälischen Frieden seien 
erstaunlich. Zweitens nannte Kühne 
“Nation building-Kriege”: Bismarcks 
Wort “Nationen entstehen aus Blut 
und Eisen” erweise sich auch in Afri-
ka als richtig. Der Konflikt zwischen 
Äthiopien und Eritrea folge diesem 
Muster, aber auch in Kongo, Somalia 
und Sudan zeige sich die gewaltför-
mige Herausbildung von Nationen. 
Den dritten Transformationsprozess 
bilde die Globalisierung, die für Afrika 
“einen irrsinnigen Druck auf Wandel, 
auf Konkurrenzfähigkeit” bedeute. 
“Afrika ist der Globalisierung noch viel 
mehr ausgesetzt als andere Regio-
nen”, betonte Kühne. All die Gesell-
schaften, die noch weitgehend traditi-
onellen autoritären Strukturen ge-
horchten, würden durch die Globali-
sierung tendenziell zerstört. Als vier-
ten Punkt schließlich verglich Kühne 
AIDS und den Zusammenbruch der 
Gesundheitssysteme in Afrika mit der 
Pest im europäischen Mittelalter. 
AIDS habe “schlimmste Folgen für 
Afrika”, da die Immunschwäche-
krankheit vor allem “die entwicklungs-
tragende Schicht” treffe. Wenn ein 
Drittel der Ärzte sterbe und ein weite-
res Drittel auswandere, sei dies ein 
“Albtraum für jede Entwicklungspoli-

tik”. “Wir wissen überhaupt nicht, wie 
AIDS verlaufen wird, wann es über-
wunden wird”, betonte Kühne, “und 
das war bei der Pest in Europa auch 
so”.  

Kühnes Afrikabild blieb aber nicht 
völlig hoffnungslos. Zum einen seien 
die Parallelen zur europäischen Ge-
schichte zwar “tragisch, aber auch 
Grund zur Hoffnung”. Schließlich ha-
be auch Europa die entsprechenden 
Transformationen überwunden. Zum 
zweiten nannte Kühne ein paar “rela-
tive Ausnahmen” wie Mosambik, Se-
negal und Ghana, eingeschränkt 
auch Südafrika und Namibia. In der 
Diskussion relativierte Kühne auf 
Nachfrage, es gehe ihm nicht um his-
torische Analogien zwischen Europa 
und Afrika, sondern lediglich um eine 
Metapher. Wenn Kühne so aber dem 
Einwand aus dem Plenum zustimmte, 
es gehe in Afrika nicht darum, “Pro-
zess nachzuvollziehen, sondern Pro-
zesse neu zu vollziehen”, bietet der 
Verweis auf die europäische Ge-
schichte auch keinen Grund zur Hoff-
nung mehr. 

Der Norden – hilflos und halbher-
zig? 
Auf Seiten des Nordens konstatierte 
Kühne eine Mischung aus Hilflosig-
keit und Halbherzigkeit. Die Realität 
sei, “dass wir an Afrika herumdok-
tern”. Für den Kontinent gebe es ge-
genwärtig kein überzeugendes, um-
fassendes Konzept. Allerdings meinte 
Kühne ebenso, dass man “von außen 
wahrscheinlich sowieso weit weniger 
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tun kann, als allgemein angenommen 
wird”. Die Entwicklungshilfe möge 
zwar im Einzelnen wichtig sein. Einen 
“signifikanten Beitrag” für die Rettung 
Afrikas werde sie aber letztlich wohl 
nicht leisten können. Als konkreten 
Ansatzpunkt der EZ nannte Kühne 
lediglich die AIDS-Problematik, die 
nach Schätzungen in naher Zukunft 
zu 20 Millionen Waisen führen werde. 
Auch humanitäre Hilfe sei zwar not-
wendig, “aber sicherlich kein Beitrag 
zur Entwicklung, manchmal das Ge-
genteil”. Für Kühne bleiben als zent-
rale Elemente Konfliktprävention und 
Friedenseinsätze. Diese stünden al-
lerdings vor einem grundlegenden 
Problem: Die weltweite Erfahrung 
zeige, dass solche Interventionen nur 
eine Chance haben, wenn sie vom 
politischen und militärischen Einsatz 
her “sehr entschieden” durchgeführt 
würden (siehe Kosovo, Ost-Timor). 
Dies sei in Afrika weder Realität, 
noch zu erwarten. Eine “halbherzige” 
Intervention sei allerdings hoch ge-
fährlich, wie die Durchführung von 
“halbherzigen Wahlen” in Angola 
1992 zeige, die den Krieg auf fatale 
Weise angestachelt habe. Positiv be-
urteilte Kühne nur die “Anstrengun-
gen der Afrikaner selbst” (Ecomog, 
Ecowas). Voraussetzung solcher Ei-
genanstrengungen sei allerdings die 
Existenz funktionierender Staaten. 
Als Fazit sagte Kühne deshalb Afrika 
“einen noch sehr schmerzvollen Pro-
zess” voraus. 

Sicherheit und Frieden – Antwor-
ten des BMZ 
Als Vertreter des BMZ wendete sich 
Dr. Günter Bonnet gegen Kühnes 
Vorwurf der Konzeptionslosigkeit. Der 
Leiter des Referats Südliches Afrika 
verwies auf das Gesamtkonzept der 
Bundesregierung zu ziviler Krisen-
prävention, Konfliktlösung und Frie-
denskonsolidierung. Im BMZ bilde 
Krisenprävention eine Quer-
schnittsaufgabe und finde sich in zwei 
der zehn Schwerpunktbereiche der 
bilateralen EZ. Diese Integration der 
Sicherheitsproblematik und der Rah-
menbedingungen im Allgemeinen in 
die EZ sei Ergebnis eines “Um-
schwungs mit der Katastrophe von 
Ruanda”, erläuterte Bonnet. Das frü-
here Selbstverständnis des BMZ ha-
be auf “bewusste Enthaltsamkeit” 
gesetzt, auch die fünf Kriterien der 
deutschen EZ (Menschenrechte, Be-
teiligung der Bevölkerung, Rechts-
staat, marktwirtschaftliche Orientie-
rung, Entwicklungsorientierung staat-
lichen Handelns) dienten bis Mitte der 
90er Jahre primär der Auswahl und 
nicht der Gestaltung der EZ. Die Um-
orientierung spiegele sich auch in 
organisatorisch-instrumentellen Ver-
änderungen, die von der rot-grünen 
Regierung umgesetzt wurden: Seit 
1998 sei das BMZ im Bundessicher-
heitsrat vertreten, im BMZ sei ein Re-
ferat für Außen- und Sicherheitspoli-
tik, Friedenspolitik und Menschen-
rechte sowie eine Arbeitsgruppe 
“FriEnt” eingerichtet worden, in der 
das BMZ mit den EZ-Durchführungs-
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organisationen sowie Nichtregie-
rungsorganisationen zum Thema 
“Frieden und Entwicklung” zusam-
menarbeite. Des Weiteren nannte 
Bonnet die Gründung des Zivilen 
Friedensdiensts und – außerhalb der 
EZ – des Zentrums für Internationale 
Friedenseinsätze. Als aktuelle Bei-
spiele aus der Arbeit des BMZ in Afri-
ka verwies Bonnet auf die Förderung 
“struktureller Stabilität” in Kenia, Kri-
senprävention in Malawi, Förderung 
von Nichtregierungsorganisationen 
als “EZ in Krise” in Simbabwe sowie 
Konfliktbearbeitung in Ruanda.  

Afrikanische Eigeninitiativen und 
Unterstützung des Nordens 
Grundsätzlich stimmte Bonnet dem 
Fazit Kühnes aber zu: Die Ermögli-
chung von Frieden und Entwicklung 
in Afrika sei “Aufgabe der Afrikaner 
selbst”. Hier sah der BMZ-Vertreter 
allerdings deutlich positivere Anzei-
chen als Winrich Kühne. Die NePAD-
Initiative (New Partnership for Africa’s 
Development) beispielsweise sei als 
“afrikanische Vision” zu sehen, die 
die “Selbstverantwortung der Afrika-
ner” zeige. Frieden und Sicherheit 
werden dort neben guter Regierungs-
führung als “Grundvoraussetzung für 
Entwicklung” genannt. Den “Wille der 
Initiatoren” um den südafrikanischen 
Präsidenten Mbeki wertete Bonnet 
als Chance. Dem stehe allerdings als 
Risiko vor allem die “Taktik der Kriti-
ker und der Bewahrer alter Systeme” 
gegenüber, die auf eine Diskreditie-
rung von NePAD hinarbeiteten. An-

gesichts “schwerer Widerstände” sei 
es wichtig, dass der Norden die Afri-
kaner “auf dem Weg begleitet und 
nach allen Kräften unterstützt”, beton-
te Bonnet. Die G8 hätten deshalb mit 
einem Aktionsplan für Afrika positiv 
auf NePAD reagiert. Bis zum G8-
Gipfel im kommenden Jahr gelte es 
nun, einen entsprechenden Umset-
zungsplan zu entwickeln. Gemeinsam 
mit den Afrikanern werde derzeit au-
ßerdem ein gemeinsamer Aktions-
plan zur Förderung von Frieden und 
Sicherheit erarbeitet. Von deutscher 
Seite seien Auswärtiges Amt, BMZ 
wie Verteidigungsministerium an die-
sen Prozessen aktiv beteiligt.  

Schädliche Interessen des Nor-
dens und nation building in Afrika 
Dr. Wolfgang Heinrich verzichtete auf 
einen eigenen Vortrag und ging direkt 
auf die Statements seiner Vorredner 
ein. Der Leiter der Arbeitsstelle Frie-
den und Konfliktbearbeitung beim 
Evangelischen Entwicklungsdienst 
stimmte Kühnes Ausführungen zu-
nächst “im Großen und Ganzen voll 
zu”. Dass sich Afrika zurzeit in der 
Tat in der “schwersten Krise” der 
jüngsten Geschichte befinde, führte 
Heinrich allerdings – anders als Küh-
ne – auch auf die “Tatsache starker 
Außeninteressen” zurück. Es ginge 
nicht nur um warlords, sondern um 
“hochgradig globalisierte warlords”, 
für die der internationale Waffenhan-
del genauso unabdingbar sei wie die 
Ressourcenausbeutung, “an der die 
Interessen des Nordens zentral betei-
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ligt sind”. Konkret verwies Heinrich 
auf die neue US-Strategie, die zu-
nehmend auf Afrika als Erdöllieferant 
setze. “Überall, wo in Afrika Öl ist, 
nimmt die Kriegsintensität derzeit zu”, 
betonte Heinrich.  

Auch der These der “Nation building-
Kriege” schloss sich Heinrich an. Die 
afrikanischen Eliten stützten ihre Le-
gitimität auf internationale Anerken-
nung und weniger auf die Anerken-
nung durch die eigene Bevölkerung. 
“Was in Afrika flächendeckend fehlt, 
ist eine funktionierende Kontrolle von 
Regierungshandeln.” Dies könne 
nicht von internationalen Institutionen, 
sondern nur von den betroffenen Ge-
sellschaften selbst geleistet werden. 
Die Länder verfügten kaum oder gar 
nicht über eine freie Presse oder eine 
unabhängige Justiz, und auch die 
Zivilgesellschaft habe sehr wenig 
Möglichkeiten, die Regierung zu kon-
trollieren, argumentierte Heinrich. 
Sein Fazit: “Der Kreislauf von Gewalt, 
Krisen und Katastrophen kann nur 
überwunden werden, wenn die afri-
kanischen Gesellschaften ihren Staat 
zurück erobern, selbst Regierungs-
handeln kontrollieren.” Als Beispiel 
verwies Heinrich auf Äthiopien und 
Somaliland. In Äthiopien hatten 1991 
81 Parteien eine “Transitional Charta” 
verabschiedet. Dieser Versuch, über 
ein “nach ethno-linguistischen Krite-
rien föderalisiertes System” die Reali-
tät ethnischer Zugehörigkeiten mit der 
Notwendigkeit zum Staatsaufbau zu 
verbinden, sei durch eine Politik vor 
allem der USA durchkreuzt worden, 

die sich im Interesse der Stabilität für 
eine starke Zentralregierung und ge-
gen die Demokratisierung entschie-
den habe. Im heutigen “Somaliland” 
dagegen hatten lokale Gruppen Ende 
der 80er Jahre einen selbstgetrage-
nen Friedensprozess eingeleitet, der 
in Verfassung, Regierungssystem 
und der Unabhängigkeitserklärung 
von Somalia mündeten. Während 
sich die internationale Gemeinschaft 
auf die somalische Hauptstadt Moga-
dischu konzentrierte und das interna-
tional nicht anerkannte Somaliland 
weitgehend ignorierte, zeige sich die-
ses “seit 1992 als weitgehend stabi-
les und wirtschaftlich prosperierendes 
Gebiet”, konstatierte Heinrich.  

Zerstörung als Voraussetzung von 
Frieden und Entwicklung? 
Die These, die Afrikaner müssten 
ihren Staat zurück erobern, sei so 
interessant wie richtig, ging Kühne in 
der Diskussion auf Wolfgang Heinrich 
ein. Er befürchte aber, ein solcher 
Prozess bedürfe zunächst “eines 
Zerbrechens der autoritären, traditio-
nellen Strukturen” – entsprechend 
dem Europa vor dem Westfälischen 
Frieden. In diesem Sinne bildeten 
AIDS und Krieg “die beiden großen, 
zugleich aber auch äußerst brutalen 
sozialen Wandler”, die beispielsweise 
grundlegende Veränderungen des 
Verhältnisses von Mann und Frau 
bewirkten. Diese Änderung betreffe 
jedoch nicht nur die Frau-Mann-
Beziehungen, sondern hätte einen 
weitreichenden Wandel der betref-
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fenden Gesellschaften zur Folge. 
Kühnes These: “Wenn dieser Pro-
zess durch ist, werden die Afrikaner 
ihren Staat suchen.” Moderator Kör-
ner erinnerte diese Analyse an die 
volkswirtschaftlichen Theorien der 
20er und 30er Jahre, die angesichts 
der schweren Wirtschaftskrise auf ein 
Abwarten bis zum nächsten Konjunk-
turaufschwung setzten und damit 
falsch lagen. Reinold Thiel, Redak-
teur der Zeitschrift E+Z, betonte, es 
könne nicht darum gehen, dass die 
Bevölkerung den Staat “zurück” er-
obere (“Sie hatte ihn nie.”). Es gehe 
um die “Aneignung” des Staates, ein 
“völlig neuer Prozess, der bei Null 
anfängt”. Der Orientierung der EZ auf 
die Veränderung von Rahmenbedin-
gungen attestierte Thiel, dies habe 
sie “bis heute nicht richtig geschafft”. 

Bonnet stimmte zu, dass Afrika sich 
in einer tiefen historischen Krise be-
finde und dass es ausländische Inte-
ressen gebe, wollte den Blick aber 
“etwas stärker auf das halb volle Glas 
lenken”: “Die Situation ist nicht so 
negativ.” Die Zivilgesellschaften seien 
bereits dabei, “sich ihren Staat zu 
erobern”, sagte Bonnet. In Simbabwe 
beispielsweise sei es bemerkenswert, 
“was da an zivilgesellschaftlichen Ak-
tivitäten noch funktioniert”. Aufgabe 
der EZ sei es, “diese zarten Pflänz-
chen zu fördern”. Heinrich unterstütz-
te Bonnets Beobachtung mit weiteren 
Beispielen. Auch in Kenia sei die Be-
völkerung derzeit dabei, den Staat zu 
erobern. Hier hätten sich zivilgesell-
schaftliche Gruppen organisiert, um 

die Wahlen mit eigenen Beobachtern 
– ergänzt durch Wahlbeobachter aus 
Nachbarländern – umfassend zu ü-
berwachen. Im Südsudan hätten 
1994 sudanesische Kirchen damit 
begonnen, den Frieden unter den 
Volksgruppen aufzubauen. Nach 
sechs Jahren “People-to-People 
Peace Process” würden die ethni-
schen Differenzen selbst in den 
Flüchtlingslagern außerhalb des Süd-
sudan nicht mehr gewaltförmig aus-
getragen, stellte Heinrich fest. Ange-
sichts dieser Erfahrungen kritisierte 
er, dass die internationale Diplomatie 
in ihren Friedensbemühungen für Su-
dan weiterhin auf das “traditionelle 
Schema” setze, in dem die Kriegsher-
ren am Verhandlungstisch sitzen und 
die Zivilgesellschaft außen vor bleibt.  

“Raus aus Afrika” als Entwick-
lungsstrategie? 
Auch aus dem Publikum wurde die 
Rolle des Westens hervorgehoben. 
Selbst wenn in afrikanischen Zivilge-
sellschaften der Wille da sei, unter-
stütze der Westen allzu oft die Struk-
turen, die eine Demokratisierung e-
ben nicht zulassen. Es wurde auf 
Kamerun verwiesen, das international 
als “everybody’s darling” behandelt 
werde, während die Wahlen “brutal 
gefälscht” würden. Professor Lothar 
Brock bezweifelte dagegen den direk-
ten Zusammenhang von Ölvorkomm-
nissen und steigender Kriegsgefahr, 
wie ihn Wolfgang Heinrich dargestellt 
hatte. Dies sei vielleicht doch “eine zu 
schnell bei der Hand liegende Ant-
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wort”. Brock verwies stärker auf den 
externen Einfluss innerhalb Afrikas: 
Internationalisierte Kriege, die wech-
selseitige Einmischung innerhalb des 
Kontinents spielten eine große Rolle. 
Schließlich spitzte Brock zu, dass 
Kühnes Analyse doch möglicherwei-
se nur auf “eine einzige wirksame 
Geberkoordination” hinausliefe: 
“Raus aus Afrika.” Heinrich reagierte 
mit einem Beispiel aus Sudan: Mit der 
Aufnahme der Erdölproduktion Ende 
1999/ Anfang 2000 verfügte die su-
danesische Regierung über Ressour-
cen, um neue Formen der Kriegsfüh-
rung einzuführen: Helikopter, die von 
den Landepisten der Erdölgesell-
schaften starteten, um auf breiter 
Front Menschen zu erschießen. 
“Dass europäische Unternehmen ak-
tiv Kriegs- und Gewaltprozesse an-

heizen, kann nicht angehen”, sagte 
Heinrich. Dem Vorschlag “Raus aus 
Afrika” könne er vielleicht zustimmen, 
wenn er auch die Unternehmen um-
fassen würde. Bonnet betonte hinge-
gen, ein “Herausziehen” komme nicht 
in Frage. Die Entwicklungspolitik ha-
be in Afrika “eine ganze Reihe von 
Ansatzpunkten” und sei grundsätzlich 
“auf gutem Weg”. Kühne stimmte 
dem mit Einschränkungen zu, da die 
Möglichkeit einer Beendigung der 
Entwicklungshilfe unter den gegen-
wärtigen Bedingungen der Globalisie-
rung völlig theoretisch sei. Im Prinzip 
vertrat Kühne aber die These, dass 
“Afrika ohne Entwicklungshilfe mögli-
cherweise schneller gesunden wür-
de.” Denn die EZ verlangsame 
Selbsthilfeprozesse. Die Einschät-
zungen blieben also kontrovers. 
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5. Umgang mit »poor performers« in der EZ – Aus-
grenzung oder Förderung? 

Podiumsdiskussion mit Dr. Stephan Klingebiel (Deutsches Institut für Entwicklungs-
politik, DIE, Berlin) und Dr. Hansjörg Elshorst (Transparency International, TI, Berlin) 
Moderation: Thomas Wollenzien (KfW) 
Dienstag, 14. Januar 2003, 18-20 Uhr 
 

Die unter dem Stichwort des Staats-
zerfalls diskutierten katastrophalen 
Entwicklungen in einigen Ländern 
Afrikas oder des Mittleren Ostens 
stellen die EZ vor schwierige Proble-
me. Wurde in der entwicklungs-
politischen Diskussion in der Vergan-
genheit häufig gefordert, die begrenz-
ten Ressourcen auf die “good perfor-
ming countries” zu konzentrieren, so 
machte spätestens der 11. Septem-
ber 2001 klar, dass die Ausgrenzung 
und Isolation von poor performers 
eine potenzielle Gefahr für die inter-
nationale Gemeinschaft darstellt. Wie 
kann aber die EZ mit Staaten umge-
hen, in denen ein entwicklungsförder-
liches Umfeld per definitionem nicht 
gegeben ist? Schon die Definition von 
poor performers und erst recht die 
Frage des richtigen Umgangs mit ih-
nen steht, so zeigte die Veranstal-
tung, im Spannungsfeld von Interna-
tionaler Politik und praktischer EZ. 

Die Debatte um den Begriff des 
poor performers 
Das BMZ hat als Leitbild des Han-
delns gute Regierungsführung ange-
setzt, so Moderator Thomas Wollen-
zien. Dabei könne good governance 

allerdings nicht als generalisierendes 
Konzept angewendet werden, Einzel-
falluntersuchungen seien unerläss-
lich. Schließlich gehe es in der EZ-
Praxis nicht um eine Kategorisierung 
nach dem jeweiligen Status des Part-
nerlandes, sondern von Interesse sei 
vielmehr, “welche Tendenz herrscht 
in den Ländern vor”. Wie soll aber 
nun mit Ländern umgegangen wer-
den, die wie Uganda eine Zwischen-
stufe einnehmen (Teile des Landes 
sind befriedet, in anderen tobt noch 
immer ein Bürgerkrieg)? Kann mit 
solch einem Land zusammengearbei-
tet werden oder ist es besser, es von 
der Hilfe auszugrenzen? Nach Mei-
nung von Thomas Wollenzien gibt es 
letztlich keine Wahl zwischen Aus-
grenzung und Förderung. In Zeiten 
der Globalisierung ist Isolation der 
falsche Weg. Dialog sei wichtig und 
letztlich alternativlos. 

Für Dr. Stephan Klingebiel, Mitarbei-
ter beim DIE, stellt die Beschäftigung 
mit der Thematik poor performers 
keine neue Tendenz in der EZ dar. 
Schon seit einiger Zeit wird akade-
misch und politisch eine Debatte über 
den Umgang mit poor performers ge-
führt. Als Ursprung dieser Debatte 
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nannte er die allgemeine Diskussion 
über “aid effectiveness” und den 
Weltbankbericht “Assessing Aid: what 
works, what doesn’t and why” (1998). 
Im Zentrum stand hier die These, 
dass EZ nur dort erfolgreich sein 
kann, “wo die Projekte von den Hand-
lungen der Regierungen und Partner-
organisationen vor Ort unterstützt 
werden”. Solche günstigen Rahmen-
bedingungen sind gut für Investitio-
nen und Projekte. Offen blieb dabei 
aber, was mit den Ländern geschieht, 
die schwierige Rahmenbedingungen 
aufweisen. Diese Frage wurde spä-
testens mit dem 11. September 2001 
akut, mit dem in der EZ zunehmend 
sicherheitspolitische Aspekte in den 
Vordergrund traten. Insgesamt hätten 
in den vergangenen Jahren viele Ge-
berorganisationen den Begriff des 
poor performers übernommen. In der 
Praxis wurde jedoch allzu oft diplo-
matische Zurückhaltung geübt, wenn 
es um die politische Umsetzung und 
konkrete Projekte ging, betonte Klin-
gebiel: “Dann war vielmehr von ‚diffi-
cult partnership’ die Rede.” 

Klingebiel monierte, dass der Begriff 
des poor performers inflationär und 
ungenau verwendet werde. So sei zu 
hinterfragen, ob die häufig synonym 
verwendeten Begriffe wie z.B. Schur-
kenstaat, failing state oder poor per-
former wirklich die selbe Bedeutung 
besitzen. Zur Begriffsklärung unter-
schied Klingebiel zwei Typen von 
poor performers. Einen ersten Typ 
bilden jene Staaten, deren politische 
Führung sich kontraproduktiv zur EZ 

verhält. Hier liegt das Scheitern am 
fehlenden politischen Willen der Ent-
scheidungsträger. Der andere Fall 
sind jene Länder, deren Gestal-
tungsmöglichkeiten zu schwach sind. 
Dem Staat und seiner Führung fehlen 
grundlegende politische und materiel-
le Möglichkeiten, um die Rahmenbe-
dingungen positiv zu gestalten. Zwi-
schen diesen klaren Typen gibt es 
verschiedene Mischformen. 

Zwischen Ausgrenzung und be-
dingungsloser Zusammenarbeit 
Nach Ansicht von Klingebiel ist die 
Zusammenarbeit auch mit poor per-
formers wichtig. “Es kann für die Ent-
wicklungspolitik kein befriedigender 
Zustand sein, sich nur auf die good 
performers zu konzentrieren.” Dort, 
wo die Defizite am größten sind, kön-
ne die EZ möglicherweise am meis-
ten bewirken. Generell sollte ein star-
kes globales Interesse an der Integra-
tion von poor performers (Regionen, 
die instabil oder konfliktgefährdet 
sind) in die internationale Staatenge-
meinschaft bestehen. Nur so sei ein 
positiver Einfluss auf diese Länder 
möglich. 

Für den angemessenen Umgang mit 
poor performers könne es allerdings 
kein einheitliches Konzept geben, 
stellte Klingebiel klar. Vielmehr muss 
“eine klare Prüfung von Bedingungen 
und Möglichkeiten in jedem spezifi-
schen Einzelfall erfolgen”. In den be-
troffenen Ländern müssen Strukturen 
geschaffen werden, welche die zu-
künftige Zusammenarbeit erleichtern. 
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Als allgemeine Ziele nannte er die 
Verbesserung der Legitimität des 
Staates (über die Förderung von Zi-
vilgesellschaft, Parlamenten usw.), 
die Förderung des konstruktiven Ges-
taltungswillens und die Stärkung des 
staatlichen Gewaltmonopols. Die EZ 
solle also gerade den poor perfor-
mers Anreize bieten, um so eine Ver-
haltensänderung zu bewirken. 
Gleichzeitig dürfe sie aber auch nicht 
davor zurückschrecken, “im Falle von 
Nicht-Kooperation die Suspendierung 
der Zusammenarbeit in Betracht zu 
ziehen” (z.B. bei Missbrauch von ge-
währten Mitteln). Die Zusammenar-
beit der EZ-Organisationen mit poor 
performers könne nur dann positiv 
verlaufen, wenn eine Koordination 
zwischen den einzelnen Geberorga-
nisationen wie zwischen den ver-
schiedenen Politikfeldern (z.B. zwi-
schen EZ und Sicherheitspolitik) statt-
findet. Des Weiteren hält Klingebiel 
ein flexibles Vorgehen für notwendig, 
da einige poor performers keine funk-
tionierenden Regierungen besitzen 
und gewisse Regionen und Länder 
nur teilweise befriedet sind. In sol-
chen Fällen kann es erforderlich sein, 
gewisse Regierungsstellen in den 
Ländern zu umgehen. Allerdings, so 
Klingebiel, habe damit die EZ noch so 
ihre Probleme. 

Der Erfolg von TI – ein Grund zur 
Hoffnung? 
Einen anderen Blick auf die Frage-
stellung bot Dr. Hansjörg Elshorst. 
Der Vorsitzende von Transparency 

International (TI) Deutschland machte 
gleich zu Beginn seines Vortrages die 
Einschränkung, dass TI sich nicht als 
entwicklungspolitische NRO verstehe 
und auch sonst wenig mit der EZ-
Szene zu tun habe – außer bei der 
für TI lebenswichtigen Finanzierung 
aus EZ-Mitteln. Der Fokus von TI liegt 
auf der Bekämpfung der internationa-
len und nationalen Korruption bzw. 
der Korruptionsvermeidung. “Ich rede 
heute Abend aus der Erfahrung der 
internationalen NRO und nicht als 
Entwicklungspolitiker”, so der ehema-
lige Geschäftsführer der GTZ. 

Angesichts der globalen Entwicklun-
gen in verschiedenen Bereichen wie 
Klima, Boden, Wasser, Kapitalflucht 
und immer häufiger auftretender Par-
tikularkonflikte könne man leicht ein 
eher pessimistisches Bild der poor 
performers und des EZ-Umgangs mit 
ihnen zeichnen, betonte Elshorst. 
Häufig mache man es sich einfacher: 
“Die Führungen dieser Länder sind 
selbst schuld an den schlechten Ent-
wicklungen in ihren Ländern.” Beides 
lässt Elshorst nicht gelten. Wenn ei-
ner NRO ein so hoffnungsloses Un-
terfangen wie die Thematisierung der 
Korruption auf der internationalen 
Agenda gelungen sei, “dann gibt es 
keine Begründung, die es der EZ er-
lauben würde, die poor performers 
als hoffnungslos abzuschreiben”. 
Zumal der Norden in Vergangenheit 
und Gegenwart Mitverantwortung an 
der Situation der poor performers 
trägt, genau wie TI im Falle der Kor-
ruption immer die gebende Hand für 



Frankfurter Ringvorlesung “EZ als Friedenssicherung” 2002/2003 

35 

ebenso schuldig erklärt habe wie die 
nehmende. Für Elshorst ist auch der 
Hinweis auf die knappen Ressourcen, 
die optimal verwendet werden müss-
ten, objektiv eine Absurdität. Es sei 
zwar verständlich, dass Entwick-
lungspolitiker unter dem Druck 
schrumpfender Budgets und Akzep-
tanz so argumentieren. Gleichwohl 
bleibe diese Strategie objektiv ab-
surd, wenn fünf Prozent der Kosten 
für einen Irak-Krieg oder ein Promille 
einer Tobin-Steuer, in effiziente Ent-
wicklungsprojekte investiert 20 ähnli-
che Kriege in der Zukunft verhindern 
könnten. Allerdings habe sich die EZ 
unter dem Rechtfertigungsdruck der 
Öffentlichkeit zu einer immer kompli-
zierteren Angelegenheit entwickelt. 
Angesichts immer ehrgeizigerer Pla-
nungen, Festlegungen in internatio-
nalen Verträgen und Kontrollen kön-
ne TIs wichtigstes Erfolgsgeheimnis 
nicht angewandt werden: flexibel auf 
Gelegenheiten zu reagieren und so 
an Eigenverantwortung in den jewei-
ligen Gesellschaften anzuknüpfen. 

Auch sei das Paket von Wünschbar-
keiten als Voraussetzung für Entwick-
lungserfolge zu ehrgeizig geworden. 
TI habe zwar auch ein ideales Integri-
tätssystem beschrieben. Allerdings 
bestehe TI nicht nur auf der Anpas-
sung dieses Systems durch Vertreter 
der Länder und Regionen an deren 
Kultur und Geschichte, sondern ak-
zeptiere auch drastische Reduktionen 
auf wenige machbare Schritte. In 
Singapur z.B. sei die Korruption mit 
konsequenter Umsetzung von drei 

aus ca. 15 Elementen des Integritäts-
systems praktisch abgeschafft. In 
diesem Sinne – wenn auch mit ganz 
anderen Ergebnissen – müsse des-
halb gefragt werden, was die Min-
destanforderungen für einen Neube-
ginn in den poorly performing states 
seien. Ganz an der Spitze sieht Els-
horst hier die Wiederherstellung des 
staatlichen Gewaltmonopols. Da-
durch würden die Voraussetzungen 
geschaffen, das breiter zu nutzen, 
was den Menschen auch ohne Staat 
das Überleben sichert: Eigeninitiative, 
Selbstorganisation in basisnahen 
Strukturen, informelle Formen der 
Daseinsvorsorge und des lebensnot-
wendigen, auch grenzübergreifenden 
Wirtschaftens. EZ muss so organi-
siert sein, dass sie diese Formen der 
Selbsthilfe unterstützt. Ein Zentral-
staat muss nicht deswegen mit Priori-
tät wiederaufgebaut werden, weil die 
EZ ihn als Kreditnehmer und Ver-
tragspartner braucht. Dezentrale 
Strukturen mit Entscheidungskompe-
tenz sind gefragt, um rasch und ge-
zielt da zu helfen, wo Eigeninitiative 
die Voraussetzung bietet, zunächst 
einmal die ökonomische Basis zu 
verbessern. Bei so viel Selbsthilfe ist 
schließlich nicht unrealistisch, dass 
über verbleibendes staatliches Han-
deln und dessen internationale Un-
terstützung Transparenz hergestellt 
wird – überall die wichtigste Voraus-
setzung für good governance. 
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Poor performer – ein politisch-
strategischer Begriff? 
In der aufkommenden Diskussion 
wurde vielfach angesprochen, dass 
die Einstufung von Ländern als poor 
performers zunehmend politisch be-
stimmt sei. Wie könne es sonst sein, 
dass Länder wie der Irak, der lange 
Zeit (bis 1989) positive Entwicklungen 
schaffte, nun als bad performer ge-
handelt wird, und ein Land wie Pakis-
tan, eigentlich ein poor performer, 
nach dem 11. September als good 
performer dasteht? Staaten, die von 
den westlichen Ländern über Jahre 
gefördert und unterstützt wurden, 
werden auf einmal zu poor perfor-
mers. Vielleicht sollte man, so eine 
provokante Frage, nicht nur bei den 
einzelnen Länder ein Monitoring 
betreiben, bevor man Projekte durch-
führt; sondern auch auf Seiten der 
Geberorganisationen. 

Klingebiel räumte ein, er habe den 
Begriff poor performers so betrachtet, 
wie er momentan in der Debatte ge-
sehen wird. Ob er zu sehr politisch 
gewertet wird, ist für ihn zunächst 
zweitrangig. “Bei der Definition bin ich 
zu der Sicht gelangt, dass es um die 
Fähigkeit und den Willen geht”. Wenn 
es andere Definitionen gibt, sei das 
auch okay. Die Debatte befinde sich 
schließlich im Fluss. Er betonte er-
neut, dass “wir (die EZ) uns immer 
um diese Länder herum gedrückt ha-
ben”. Dabei sei dies aber nun gerade 
“die Ländergruppe, der wir uns heute 
stärker zuwenden sollten.” Klar sei 
auch, dass nicht nur ein technisches 

Monitoring wichtig ist, sondern auch 
ein politisches. Es muss im Vorhinein 
geklärt werden, ob es sinnvoll ist mit 
einem Land zusammenzuarbeiten. 

Generell stellte sich die Frage, ob die 
Debatte nicht nur eine Momentauf-
nahme von poor performers bietet. 
Untersuchungen, die nachweisen, 
dass Länder nicht die Fähigkeiten 
(strukturelle Probleme) oder nicht den 
politischen Wille der Regierungen 
besitzen, können morgen überholt 
sein. Aus dem Plenum wurde deutlich 
gefordert, man müsse mit poor per-
formers sehr viel flexibler umgehen. 
Elisabeth Mildeberger hörte in den 
Ausführungen von Elshorst eine pa-
ternalistische Fürsorge und fragte, ob 
dies nicht eine Rückwendung in die 
60er Jahre sei. Reinold E. Thiel merk-
te an, dass verstärkt Strukturpolitik 
betrieben werden müsste. Wichtig 
seien dabei die Schaffung von Ver-
tragssicherheit und Rechtssicherheit 
als wesentliche Rahmenbedingun-
gen. Erst wenn dies erreicht sei, kön-
ne es Vertrauen geben und sich Mög-
lichkeiten zur Entwicklung herausbil-
den. Er sei aber ratlos, was mit Staa-
ten getan werden soll, in denen es 
kein staatliches Gewaltmonopol mehr 
gibt (z.B. Liberia), räumte Thiel ein. 

Elshorst stellte klar, dass er mit der 
Mitverantwortlichkeit an der momen-
tanen Situation der Länder nicht nur 
die EZ gemeint habe, sondern alle 
Politikfelder des Nordens (z.B. Zins-
erhöhungen, Zölle, usw.), in denen 
ohne Rücksicht auf die armen Länder 
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Entscheidungen getroffen werden. 
Auf Thiels Frage entgegnete er, dass 
es ein typisches Beispiel überzogener 
Wünschbarkeiten sei, all die von 
Herrn Thiel genannten Strukturen als 
Voraussetzung wirtschaftlicher Ent-
wicklung zu sehen: “Wenn dies so 
wäre, dann wären alle Menschen in 
allen poor performing states längst 
tot.” Auch weit über diese Länder 
hinaus gebe es im informellen Sektor 
Chancen für wirtschaftliches Wachs-
tum und die Schaffung von Arbeits-
plätzen, wenn es der EZ gelingen, 
sich auf dessen Bedingungen einzu-
stellen. Als positives Beispiel nannte 
er hier Mikro-Kredit-Programme. 

Aus dem Plenum wurde das Argu-
ment eingebracht, dass wichtige 
Gruppen in poor performing states 
gefördert werden könnten, um so ei-
nen soziopolitischen Wandel zu be-
wirken. Lothar Brock stellte die Frage 
nach den Anreizeffekten auf poor per-
formers durch die Förderung von 
good performers. Klingebiel betonte 
hingegen, zentral sei es, Druck auf 
die jeweiligen Regierungen auszu-
üben und die politischen Machtver-
hältnisse zu verändern. Konkret sei 
es zwar auch möglich, die poor per-
formers durch Kleinprojekte zu för-
dern, es sei aber zu bezweifeln, ob 
dadurch ein genereller Schwenk von 
bad performer zu good performer 
möglich sei.  

Auf die Frage, ob Elshorst sich bei 
seiner pessimistischen Sichtweise 

der EZ nicht sogar dafür aussprechen 
würde, die EZ ganz einzustellen, ent-
gegnete dieser, dass er die Entwick-
lungspolitik nicht kritisiert, sondern 
bedauert habe. Sie werde verantwort-
lich gemacht für Fehlentwicklungen, 
die weit jenseits ihres Einflusses lie-
gen. Wenn er gefordert habe, die EZ 
mit Blick auf die poor performers neu 
zu konzipieren, dann habe er natür-
lich TI-Erfahrungen einbringen wol-
len. So fremd sei das, was er ange-
sprochen habe, der deutschen EZ 
jedoch nicht. EZ-Organisationen sei-
en durchaus erfahren darin, flexible 
dezentrale Entscheidungsstrukturen 
aufzubauen und in der Zusammenar-
beit mit dezentralen lokalen Partnern 
Mitverantwortung zu übernehmen. Es 
sei für sie auch keineswegs unge-
wöhnlich, in den langen Fristen zu 
denken, die bis zu einer Rückkehr 
vieler poor performers in die Reihe 
der “normalen Staaten” vergehen 
werden. Es müsse der EZ gelingen, 
“die einschränkenden Fesseln, die sie 
sich teilweise selbst umgelegt hat, 
aufzubrechen”. Ohne dabei jedoch 
erneut die Illusion zu erwecken, dass 
man es ihr dann getrost überlassen 
könne, das Problem der poor perfor-
mers zu lösen. Dazu gehörten eine 
Reihe anderer Veränderungen, be-
tonte Elshorst: der internen Struktu-
ren ebenso wie der weltwirtschaftli-
chen und politischen Rahmenbedin-
gungen.  
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6. Schuldenerlass als Mittel der Friedenspolitik? 

Podiumsdiskussion mit Gülay Caglar (Universität Gesamthochschule Kassel), Bruno 
Wenn (KfW, Frankfurt), Dr. Stephan Hessler (ATTAC, Frankfurt) 
Moderation: Dr. Ricardo Gómez (GTZ, Eschborn) 
Dienstag, 28. Januar 2003, 18-20 Uhr 
 

Die Veranstaltung stellte mit Schul-
denerlass und Friedenspolitik zwei 
alte Themen der EZ in Verbindung, 
wie Moderator Ricardo Gómez (GTZ) 
in seiner Einleitung betonte. An die 
Fragen nach dem “Ob” und dem 
“Wie” eines Schuldenerlasses 
schließt sich unmittelbar die Frage 
nach den Bedingungen an. Soll die 
Streichung von Schulden friedenspo-
litisch konditioniert werden? Und 
wenn ja: Wie kann eine solche Bin-
dung des Schuldenerlasses an frie-
denspolitische Fortschritte überwacht 
werden? 

HIPC-Initiative als Mittel der Frie-
denspolitik 
Gleich zu Beginn ihres Vortrags 
machte Gülay Caglar ihre Zweifel 
deutlich, ob ein Schuldenerlass als 
Mittel der Friedenspolitik wirken kann. 
Ein Schuldenerlass wirke zwar auf 
der Makro-Ebene des Staates, jedoch 
nicht zwangsläufig auch auf der für 
die Friedenssicherung wichtigen Mik-
ro-Ebene. Somit könne ein Schul-
denerlass zwar die Situation in Post-
konfliktländern stabilisieren, nicht a-
ber andere friedenspolitische Maß-
nahmen ersetzen. Im Hinblick auf die 
Konfliktursachen betonte sie Armut 
und den ungleichen Zugang zu Res-

sourcen. Demnach sind alle Ansätze 
zur Armutsminderung auch Beiträge 
zu einer Friedenspolitik. 

Weltweit wird seit dem Weltsozialgip-
fel in Kopenhagen das Augenmerk 
auf Armutsminderung gerichtet. Sie 
gilt als Hauptziel der EZ. Dabei tritt 
zunehmend die HIPC-Initiative der 
Weltbank und des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) in den Vorder-
grund, die 1996 beschlossene und 
1999 erweiterte teilweise Schulde-
nentlastung für die armen und hoch-
verschuldeten Länder (Heavily Indeb-
ted Poor Countries, HIPC, siehe hier-
zu auch www.worldbank.org/hipc). 
Die HIPC-Initiative ergänzt den seit 
den 1980er Jahren betriebenen bila-
teralen Schuldenerlass. Für den 
HIPC-Schuldenerlass in Frage kom-
men jene Länder, die von der Interna-
tional Development Association (IDA) 
vergünstigte Kredite bekommen und 
deren Schuldenlast über einer defi-
nierten Tragfähigkeitsgrenze liegt. Als 
Grundlage der HIPC-Entlastung die-
nen seit Ende 1999 die Poverty Re-
duction Strategy Paper (PRSP), die 
von den jeweiligen Ländern selbst 
erstellt werden. Dabei schlagen die 
Länder eigenverantwortlich Projekte 
zur Armutsminderung vor. Zusätzlich 



Frankfurter Ringvorlesung “EZ als Friedenssicherung” 2002/2003 

39 

sollen diese Armutsminderungspro-
gramme partizipativ erstellt sein, also 
Basisgruppen, NRO u.a. an dem Pro-
zess beteiligt werden. Diese rigiden 
Vorgaben haben dazu geführt, dass 
zurzeit lediglich sechs Länder für den 
Schuldenerlass zugelassen sind. 

Als Leitlinie der Weltbank und des 
IWF für das PRSP nannte Caglar das 
Prinzip der ownership, d.h. der Ei-
genverantwortung der Länder. Dieses 
Ziel beinhalte allerdings zwei Pro-
bleme. Erstens lasse es außer Acht, 
dass die für eine wirkungsvolle Ent-
schuldung benötigte ökonomische 
Entwicklung meist über die Außen-
wirtschaft generiert wird. Dafür seien 
aber nicht nur die internen Handlun-
gen maßgeblich, sondern auch die 
Handelsbarrieren der Industrieländer. 
Zweitens setze dieser Ansatz funktio-
nierende institutionelle und zivilge-
sellschaftliche Strukturen in den je-
weiligen Ländern voraus. In den 
meisten Postkonfliktländern sind die-
se jedoch zerstört. Für Caglar stellt 
sich hier die Frage, wie Postkonflikt-
länder mit fehlenden Strukturen die 
HIPC-Vorgaben erfüllen sollen. Aller-
dings biete der Partizipationsgedanke 
der Initiative auch einen friedenspoli-
tisch positiven Ansatzpunkt: Die Ges-
taltung der PRSPs beinhalte die Mög-
lichkeit zur Förderung von Dialogkul-
tur in Konfliktländern, da alle beteilig-
ten Akteure sich an den Vorschlägen 
beteiligen sollen (Konsensfindung). 
Dabei spielen auch “Ansätze partizi-
pativer Haushaltspolitik auf lokaler 
Ebene eine wichtige Rolle”. Die Inte-

ressen der Bevölkerungsgruppen auf 
lokaler Ebene müssten hier mit be-
rücksichtigt werden. Dies benötige 
allerdings Zeit und beratende Unter-
stützung, stellte Caglar klar. 

Friedenspolitische Umschichtung 
in den Haushalten 
Bruno Wenn merkte an, dass es inte-
ressant sei, eine sehr technische 
Fragestellung wie den Schuldener-
lass mit der sozialpolitischen Frage-
stellung der Friedenssicherung zu 
kombinieren. “Man kann und muss 
diese Themen zusammenbringen”, 
betonte er, “da Postkonfliktländer 
teilweise so stark verschuldet sind, 
dass die Schuldentragfähigkeit nicht 
mehr gegeben ist.” 

Armut und Verschuldung haben ihre 
Ursache teilweise in entwicklungs-
feindlichen Ausgaben des Staates, so 
Wenn. Postkonfliktländer (aber nicht 
nur diese) weisen z.B. gemessen an 
Haushalt oder Volkseinkommen ein 
hohes Maß an Militärausgaben auf. 
So liegen die durchschnittlichen Ver-
teidigungsausgaben in Ostafrika bei 
5,5% des BSP, im Unterschied zu 
2,4% im EU-Durchschnitt. Hier müsse 
ein Umdenken in den jeweiligen Län-
dern einsetzen, bevor eine Entschul-
dung effektiv den Armen helfen kann. 
Denn gerade die Postkonfliktländer 
stehen vor “dramatischen internen 
Herausforderungen”, betonte Wenn. 
Neben den Lasten des Wiederauf-
baus müssen z.B. die sozialen Diens-
te ausgebaut und die Nahrungsmit-
telproduktion angehoben werden. 
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Das verlange nicht nur entsprechen-
de Finanzen, sondern auch ein hohes 
Maß an technischen Ressourcen. 
Postkonfliktländer benötigen also 
massive finanzielle und technische 
Unterstützung. 

Wenn verwies auf ein Grunddilemma 
der HIPC-Initiative. Einerseits verlan-
ge sie nach einer breiten nationalen 
Konsensfindung. Dies sei zweifellos 
ein langfristiger Prozess. Auf der an-
deren Seite stehen diese Länder vor 
dem drängenden Problem der sofor-
tigen Entschuldung. Insbesondere bei 
der Frage, ob eine solche HIPC-
Initiative auf die Postkonfliktländer 
passt, zeigte sich Wenn denn auch 
eher skeptisch. Diese Länder benö-
tigten ein stärkeres Entgegenkom-
men durch die Geberorganisationen: 
mehr Entschuldung bei gleichzeitig 
weniger harschen Vorgaben. Da-
durch könnte der Druck von den 
Postkonfliktländern genommen wer-
den. Allerdings, warnte Wenn, führt 
eine Entschuldung nicht zu mehr 
Geldmitteln, da die Postkonfliktländer 
ihre Schulden ohnehin nicht bezahlen 
können. Durch den Aufbau von Struk-
turen der internen Mittelmobilisierung 
könnten Einnahmequellen für den 
Staat entstehen. Gleichzeitig müssten 
aber auch die Ausgabenseite berück-
sichtigt und die Haushalte konsolidiert 
werden. “Strukturiert eure Haushalte 
um, damit Mittel frei werden für priori-
täre Entwicklungsaufgaben,” empfahl 
Wenn. Dieser Prozess ist allerdings 
von Interessensgruppen abhängig, 
die Angst um ihre Pfründe haben. All 

dies benötigt Kapazitäten die dabei 
helfen, Ressourcen gerechter vertei-
len zu können. 

Gerade Postkonfliktländer benötigen 
eine Kombination von Schuldum-
wandlungen (debt swaps) und Struk-
turbildungen, die es ermöglichen, 
Steuersysteme aufzubauen und 
Haushaltsumschichtungen vorneh-
men zu können. Grundvoraussetzung 
ist es, einen Teil der Militärausgaben 
für die Entwicklung zur Verfügung zu 
stellen. Dies sei wichtig für Transpa-
renz und Dialog, schloss Wenn. 

Globale Steuern als Finanzie-
rungsmittel der EZ 
Stephan Hessler betonte zu Beginn 
seines Vortrags, dass er zwar als 
Vertreter von ATTAC an dieser Ver-
anstaltung teilnehme und somit auch 
Thesen von ATTAC vertrete, er aber 
nicht “die Position von ATTAC” dar-
stellen könne, da sich ATTAC als 
Netzwerk von verschiedenen Grup-
pen und Bewegungen versteht und 
somit unterschiedliche Sichtweisen 
zu einzelnen Themen existieren. 

Zunächst umriss Hessler die Eckda-
ten der HIPC-Initiative. Diese umfasst 
ein Gesamtvolumen der Entschul-
dung von rund 100 Mrd. US-Dollar. 
Davon sollen 41 Länder profitieren 
können. Die Verschuldungssituation 
in den Entwicklungsländern könne 
aber nicht einfach durch eine solche 
Schenkung gelöst werden, betonte 
Hessler. Wenn man den weltwirt-
schaftlichen Zusammenhang berück-
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sichtige, werde deutlich, dass sich die 
globalen ökonomischen Strukturen 
ändern müssten. Als einen bedeu-
tenden Vorteil der HIPC-Initiative 
verwies Hessler auf die politische 
Aufwertung von Nichtregierungsorga-
nisationen durch die Bindung der 
Entschuldungsprogramme an die 
Mitarbeit zivilgesellschaftlicher Grup-
pen. So könne sie die soziale und 
politische Mobilisierung in den Ziel-
ländern erhöhen. Aber auch die 
Nachteile der HIPC-Initiative gelte es, 
im Auge zu behalten. So werden die 
Kriterien für die Auswahl der Kandi-
daten und die Regeln zur Entschul-
dung von den Gläubigern bestimmt. 
Die Entschuldungsprogramme unter-
liegen einer lockeren Rechtsbindung 
und sind somit dem good will der 
Gläubiger unterworfen. Während die 
Schuldnerstaaten für den Schulden-
erlass verbindliche Kriterien erfüllen 
müssen und mittlerweile nahezu jeder 
Finanztransfer in die Länder des Sü-
dens einer rigiden Konditionierung 
unterliegt, bewegen sich Gläubiger 
und die Akteure auf den internationa-
len Finanzmärkten in einem weitge-
hend unverbindlichen Regulationsva-
kuum. So werden z.B. Akteure auf 
den Kapitalmärkten, selbst wenn sie 
(Mit-)Verursacher von Finanzkrisen 
sind, von Reparationen ausgenom-
men. Die Kosten der Krisen, immer-
hin rund 200 Mrd. US-Dollar, wurden 
der Bevölkerung in den Krisenländern 
aufgebürdet oder werden von der 
internationalen Gebergemeinschaft, 
also letztlich den Steuerzahlern in 

den OECD-Ländern, getragen. Dies, 
so Hessler, sei nicht nur unter Ge-
rechtigkeitsmotiven zu kritisieren, 
sondern stelle auch eine ökonomi-
sche Ineffizienz dar: Dass Verursa-
cher nicht in die soziale Verantwor-
tung genommen werden, komme ei-
ner Verschwendung monetärer Res-
sourcen gleich. Auch das Ausscheren 
der Kapitalmärkte aus den nationalen 
Steuersystemen stellt nach Ansicht 
von Hessler ein Problem dar. 

Eine international eingesetzte Devi-
sentransaktionssteuer (Tobin-Steuer) 
könnte diese soziale Verantwortung 
gewährleisten. Zur Verdeutlichung 
verwies Hessler auf die Besteuerung 
von Umsätzen: Hierzulande werden 
beim Verkauf von Gütern 16 Prozent 
Umsatzsteuer abgeführt. Bücher 
werden mit einem ermäßigten Satz 
von 7 Prozent taxiert, da Bücher ei-
nem gemeinnützigen Zweck dienen. 
“Um wie viel gemeinnütziger als der 
Handel mit Büchern ist der Handel 
mit Devisen, dass er momentan mit 
einem Steuersatz von 0 Prozent be-
legt wird?” Durch die Einnahmen ei-
ner marginalen Devisentransaktions-
steuer in Höhe von 0,05 Prozent 
könnten Einnahmen in Höhe von 60 
bis 90 Mrd. US-Dollar erzielt werden 
und in einen internationalen Fond für 
Entwicklungszusammenarbeit und 
zur Bewältigung von globalen Prob-
lemen fließen.  

Momentan entwickle sich die Welt-
bank, so Hessler, immer mehr zu ei-
nem Weltsozialamt. Dabei verbreitert 



Frankfurter Ringvorlesung “EZ als Friedenssicherung” 2002/2003 

42 

sich ihr Aufgabengebiet bei gleichzei-
tiger Mittelbeschränkung. Der Erhalt 
von “Sozialhilfe” sei allerdings auch 
mit Aufgaben verbunden, was an die 
puritanische Armutsverwaltung zur 
Zeit der industriellen Revolution erin-
nerten: Länder müssten Leistungen 
erbringen, um eine Gegenleistung in 
Form von Schuldenerlass zu erhal-
ten. Eine solche Konditionierung lehnt 
Hessler ab. Gerade im Kontext von 
HIPC gebe es wenig Grund zum Ju-
bel: Die HIPC- Initiative habe teilwei-
se sogar zu einer Schlechterstellung 
einiger afrikanischer Länder geführt. 
Allerdings gebe es Alternativen, um 
die Finanzierungsbasis von Entschul-
dung und EZ-Vorhaben zu verbes-
sern, betonte Hessler. So könnten 
gerade über innovative internationale 
Abgaben, wie z.B. Steuern auf die 
Nutzung von “global public goods”, 
zusätzliche Finanzmittel eingenom-
men werden. Darüber hinaus sei es 
wichtig, eine gerechte Form der Ab-
wicklung, wie z.B. ein internationales 
Insolvenzverfahren für hochverschul-
dete Staaten einzuführen. Dafür 
könnte das Londoner Schuldenab-
kommen von 1953 Pate stehen, in 
dem mit der Entschuldung Deutsch-
lands die Basis für dessen erfolgrei-
che Entwicklung gelegt worden war. 

Nicht Auswirkungen, sondern Ur-
sachen bekämpfen 
In den Vorträgen seien drei Grund-
formen der Finanzhilfe angesprochen 
worden, fasste Moderator Gómez zur 
Einleitung der Diskussion zusammen: 

So gebe es neben dem Schuldener-
lass als Element der EZ die Alternati-
ven einer Tobin-Steuer und die Sen-
kung der Militärausgaben in den 
betreffenden Ländern (exemplarisch 
für eine Umschichtung der jeweiligen 
Haushaltsausgaben). Aus dem Ple-
num wurde moniert, dass in den Vor-
trägen fast ausschließlich auf die 
Konsequenzen der Verschuldung und 
deren Abbau eingegangen worden 
sei: “Wenn man über Lösungen 
spricht, muss man auch die Ursachen 
betrachten und direkt auf die Proble-
me einwirken.” Viel wichtiger sei es 
also, auf die Ursachen der Verschul-
dung aufmerksam zu machen, um 
solche Probleme erst gar nicht ent-
stehen zu lassen. So stelle für die 
meisten Länder die Kapitalflucht ein 
unbeschreibliches Problem dar. In 
eine ähnliche Richtung ging der Ein-
wand, dass in vielen hochverschulde-
ten Ländern eine Oligarchie oder Eli-
ten-Schicht herrsche, denen es nur 
Recht sein kann, viele Schulden zu 
machen, da sie ihnen am Ende erlas-
sen würden, nachdem sie die Gelder 
außer Landes gebracht haben. Dabei 
bereicherten sich diese Machteliten 
auf Kosten der eigenen Bürger. Es 
stelle sich mithin die Frage nach der 
Verhinderung solcher Geldströme. 

Wenn bestätigte, dass gerade die 
Kapitalflucht im Kontext der Ver-
schuldung eines der größten Proble-
me darstellt. “In den Ländern muss 
ein Reformprozess angeregt werden, 
der alle Strukturen ändert, die Ursa-
che für die Verschuldung waren.” Ä-
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gypten stelle einen Fall dar, in dem 
umfassende Maßnahmen gegen Ka-
pitalflucht eingeleitet wurden. Oft zei-
ge sich aber auch eine Divergenz 
zwischen EZ-Zuflüssen und dem, 
was ein Land aus eigenen Mitteln für 
den Entwicklungsprozess bereitstellt: 
Viel Geld fließe in ein Land hinein 
und immer mehr würden Gebermittel 
zur Erhaltung der sozialen Grund-
dienste eingesetzt, weil eigene Mittel 
des Landes für den Entwicklungspro-
zess fehlten. 

Einige fundamentalere Fragen müs-
sen nach Ansicht von Wenn bei der 
Entschuldung betrachtet werden. Wie 
können z.B. Landreformen durchge-
führt oder die bestehenden Steuer-
systeme in den einzelnen Ländern 
gestärkt werden? Die BRD müsse 
hier Anreize schaffen, um positive 
Veränderungen zu bewirken, z.B. 
auch zur Stärkung von good gover-
nance. Auch sollten die bestehenden 
weltwirtschaftlichen Strukturen hinter-
fragt werden. Hierzu zähle nicht nur 
die Möglichkeit einer Tobin-Steuer, 
sondern insbesondere die Handels-
strukturen der WTO. Der Agrarmarkt 
z.B., der mit 370 Mrd. US-Dollar in 
den Industriestaaten subventioniert 
wird, verhindert entsprechenden Ex-
portmöglichkeiten und somit Einnah-
mequellen in den Entwicklungslän-
dern. “Wie verhalten wir uns hier, wie 
gehen wir damit um, damit unsere 
Partner überhaupt eine Möglichkeit 
erhalten, durch eigene Einnahmen 
aus Exporten eine Verschuldung zu 
vermeiden?”, fragte Wenn. 

An den Praktiker von der KfW gerich-
tet fragte Caglar nach, wie Reformen 
aus eigener Kraft vorangetrieben 
werden sollten, wenn gewisse Struk-
turen einfach nicht bestehen: Wenn 
entgegnete, dass gerade in Postkon-
fliktländern institution building von 
großer Bedeutung sei. Somit ist in 
diesen Ländern erst mal die Techni-
sche Zusammenarbeit (TZ) gefragt. 
Im Rahmen von HIPC sieht er dabei 
noch ein größeres Problem, da Defi-
zite auf Seiten von Regierung wie 
Zivilgesellschaft eine rasche Kon-
sensbildung verhindern. Dies führe 
zurück zum Grundproblem der HIPC-
Iniative: Sie braucht viel Zeit. 

Hessler thematisierte die gegenläufi-
ge Entwicklung in der Regulierung 
von Personen und Kapital. Der Bür-
ger werde hart in die Pflicht genom-
men, das Geld aber nicht. So würde 
in Singapur, dem Prototypus des 
postmodernen Finanzstaates, Ord-
nungswidrigkeiten wie das Ausspu-
cken eines Kaugummis oder wieder-
holtes Falschparken mit drakonischen 
Strafen belegt. Gleichzeitig aber wer-
be die Metropole mit einem im inter-
nationalen Vergleich niedrigen Regu-
lierungsniveau für Finanzgeschäfte 
(Slogan: “bei uns dürfen sie das tun, 
was woanders verboten ist”). “In einer 
ortlosen Gesellschaft muss es auch 
eine ortlose Steuer geben. Unabhän-
gig davon, wo eine Steuerschuld ent-
steht, muss diese auch eingetrieben 
werden”, forderte Hessler. 
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Einen eher skeptische Blick brachte 
Prof. Lothar Brock ein. Seinem Ein-
druck nach sei die HIPC-Initiative ei-
gentlich tot. Selbst dort, wo HIPC er-
folgreich sein könnte, stiegen die 
Schulden und vieles deute darauf hin, 
dass die entschuldeten Länder in 10 
bis 15 Jahren wieder überschuldet 
seien. Die Initiative stelle zwar eine 
gute Idee dar, die Perspektive sei 
jedoch zweifelhaft. Als wirkliche Prob-
leme nannte Brock Geldwäsche, 
Steuer- und Kapitalflucht. Welche 
technischen Möglichkeiten gibt es, 
auf diesem Gebiet in einem entwick-
lungspolitischen Sinne erfolgreich zu 
sein? Gibt es überhaupt ein ord-
nungspolitische Milieu, das eine Dis-
kussion über Alternativen zulässt? 
Brock wies darauf hin, dass die USA 
sich zwar zu mehr EZ und mehr Han-
delspolitik als Gegenleistung für Si-
cherheitspolitik bekannten, die 
Schutzpolitik im Agrar- und Stahlsek-
tor allerdings bestehen bleibe.  

Wenn entgegnete, HIPC sei keines-
wegs tot. Zwar sei klar, dass auch die 
erweiterte HIPC II-Initiative nicht alle 
Probleme lösen kann – und somit gibt 
es weiterhin eine Debatte, wie man 
diese Initiative verbessern kann. Für 
die momentane Krise machte Wenn 
neben den oben angesprochenen 
noch weitere Gründe verantwortlich. 
So sei der nationale Prozess der 
Entwicklung in vielen Länden noch 

nicht voll angeregt. Auch seien die 
Entschuldungskonzepte auf Seiten 
der Geberorganisationen teilweise 
problematisch: Es sei beispielsweise 
ein klarer Fehler, wenn Dinge mit 
Krediten finanziert wurden und wer-
den, die nicht über Kredit finanziert 
werden dürfen, wie z.B. die Leh-
rerausbildung. In solchen Fällen kön-
nen nur Zuschüsse helfen, die bilate-
ral vergeben werden, betonte Wenn. 
Hier sei eine stärkere Arbeitsteilung 
zwischen Weltbank und den Geber-
ländern nötig, da die Weltbank keine 
Zuschüsse vergeben darf. Dies be-
deutet aber nicht, dass eine interne 
nationale Finanzierung (Steuern) 
durch Geberfinanzierung ersetzt wer-
den solle, stellte Wenn klar. Im We-
sentlichen gehe es um eine interne 
Mittelmobilisierung und den Aufbau 
von Steuersystemen. “Man muss 
heute die Länder fragen, welche 
Strukturen in diesem Land herrschen 
sollen und wie sich das Land finan-
zieren will.” Solange nicht die eigene 
Wirtschafts- und Leistungskraft der 
Entwicklungsländer wachse, gerieten 
diese immer mehr in die Abhängig-
keit, sagte Wenn. Entschuldung kön-
ne einen Beitrag zur Friedenssiche-
rung leisten, wenn sie in einem sozia-
len und ökonomischen Rahmen statt-
finde. Aber gerade für Postkonflikt-
ländern müssten dazu noch mehr 
Mittel bereit gestellt werden. 
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7. Abschlusspanel: Friedenssicherung – Eine Prio-
rität der EZ in ihrem fünften Jahrzehnt!? 

Podiumsdiskussion mit Prof. Michael Bohnet (ehemals BMZ, Bonn), Dr. Bernd Ei-
senblätter (GTZ, Eschborn), Wolfgang Kroh (KfW, Frankfurt) und Reinold E. Thiel 
(SID, Frankfurt) 
Moderation: Prof. Lothar Brock (Goethe-Universität, Frankfurt) 
Dienstag, 11. Februar 2003, 18-20 Uhr 
 

“Mit unserer Veranstaltung haben wir 
einen ziemlich weiten Weg zurück 
gelegt”, begann Prof. Lothar Brock 
das Abschlusspanel der diesjährigen 
Ringvorlesung. Ausgehend von den 
einzelnen Etappen der Veranstal-
tungsreihe leitete er zur Frage über, 
ob die Friedenspolitik nun eine Priori-
tät der EZ in ihrem fünften Jahrzehnt 
sein werde. Um dies zu beantworten 
müsse man, so Brock, einen Blick 
zurück auf die Agenda der Entwick-
lungspolitik werfen. Diese wurde an 
ihrem Anfang von zwei Themen ge-
prägt: dem Ost-West-Konflikt und der 
nachholenden (später: nachhaltigen) 
Entwicklung. Mit der Entwicklungs-
agenda hatte sich die Hoffnung ver-
bunden, dass durch eine wirtschaftli-
che Besserstellung Gewalt zurückge-
drängt werden könne. Wenn dies ei-
ne Erwartung war, merkte Brock an, 
dann wurde sie enttäuscht und somit 
stehe die EZ eigentlich vor einem 
Scherbenhaufen. “Ist dies aber ein 
Zeichen für ihr Scheitern oder viel-
mehr ein Zeichen dafür, dass sie wei-
terhin gebraucht wird?” 

Konfliktverhindernde Instrumente 
der EZ 
Für Prof. Michael Bohnet ist die Frie-
denspolitik eine Priorität der EZ unter 
vielen. Vornehmlich gehe es dem 
BMZ um Armutsminderung, Umwelt-
schutz, Friedenssicherung und die 
vernünftige Gestaltung der Globalisie-
rung. Für die Aufgabe, bei der Siche-
rung des Friedens zu helfen, stehen 
der EZ verschiedene Instrumente zur 
Verfügung, die auch schon in der 
Vergangenheit angewendet wurden. 
Das BMZ ziele dabei auf eine Ver-
besserung der Verhältnisse in den 
Ländern zur Verhinderung und zum 
Abbau von Konfliktstrukturen. 

Dabei sollte die EZ auf die Konflikt-
verhinderung, Konfliktlösung und 
Friedenskonsolidierung ausgerichtet 
werden. Bohnet verwies auf das Bei-
spiel Sri Lankas, wo durch Förderung 
von Grundbildung mit integrierter 
Friedenserziehung die Friedenskon-
solidierung unterstützt wird. Wichtig 
sei das Vorantreiben demokratischer 
Prozesse und Reformen der Sicher-
heitsstrukturen. Dabei müsse auch 
eine zivile Kontrolle von Militärs und 
eine Trennung von Polizei- und Mili-
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täraufgaben erreicht werden. Zusätz-
lich benötige man u.a. die Demobili-
sierung von Ex-Kombattanten und 
deren Re-Integration in die Gesell-
schaft. Außerdem bedürften die neu 
geschaffenen demokratischen Struk-
turen Mechanismen zur Konfliktrege-
lung. Dabei sei es notwendig, dass 
z.B. Landrechte, Menschenrechte, 
das Gewaltmonopol des Staates und 
die Rechtssicherheit der Justiz ver-
ankert werden. 

Die Förderung der regionalen Integra-
tion und Kooperation könne hilfreich 
sein, ergänzte Bohnet, da so grenz-
überschreitende Konflikte (z.B. Was-
serfragen, Migration oder Desertifika-
tion) verhindert oder gelöst werden 
können. Er machte auch deutlich, 
dass es einer Verstärkung der Zu-
sammenarbeit mit islamischen Län-
dern bedarf. Dadurch sende die EZ 
ein wichtiges Signal des Interesses. 
Insgesamt müsse sich die EZ an der 
Mitgestaltung von globalen Rahmen-
bedingungen beteiligen und für stär-
kere internationale Mitspracherechte 
der Entwicklungsländer eintreten. 
Durch die Erfüllung dieser Grundvor-
aussetzungen, so Bohnet, könne die 
EZ im Bereich der Friedenspolitik ge-
stärkt werden.  

Interessenpluralismus als Motor 
der Entwicklung 
Dr. Bernd Eisenblätter betonte die 
Gefahr, “dass wir mit unseren Erfol-
gen in eine Allmachts-Falle geraten”. 
Immer, wenn es große Veränderun-
gen gibt, erwarte man von der EZ die 

Lösung dieser Probleme. Dabei wür-
den der EZ teilweise Dinge ins Körb-
chen gelegt, die sie nicht erledigen 
kann. Generell könne festgestellt 
werden, dass sich die EZ in einem 
Umfeld bewege, dass nicht konfliktfrei 
sei, so Eisenblätter. Gerade bei aku-
ten Konflikten sei die EZ aber macht-
los, da sie nicht über entsprechende 
Instrumentarien verfüge. Die EZ kann 
nur durch eine Krisenprävention im 
Vorfeld eingreifen oder nach Konflik-
ten bei der Konfliktverarbeitung und 
dem Wiederaufbau helfen. Eisenblät-
ter stellte klar, dass die EZ alleine 
irrelevant bleibe. Sie müsse sich 
deswegen immer auch mit anderen 
Politikfeldern auseinandersetzen. Die 
EZ selbst könne eine solche Kohä-
renz der Regierungspolitik aber kaum 
voranbringen; dafür besitze sie – z.B. 
gegenüber der Sicherheits- oder der 
Wirtschaftspolitik – eine zu geringe 
Bedeutung. Die EZ habe bei alledem 
ein Alleinstellungsmerkmal, sagte 
Eisenblätter: Ihre Aufgabe sei es, die 
Interessen der Partnerländer in die 
hiesige Politik mit einzubringen.  

Wie in den Regierungen der Geber-
länder seien auch in den Partnerlän-
dern unterschiedlichen Interessen 
gegeben. Dieser Interessenpluralis-
mus fördere die Entwicklungsdyna-
mik. Allerdings entstehen Probleme, 
wenn sich Interessenkonflikte gewalt-
sam Bahn brechen. Wichtig für die 
EZ sei es deshalb, dass Strukturen 
geschaffen werden, in denen der Plu-
ralismus auf eine friedliche politische 
Art ausgetragen werden kann. “Wir in 
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der EZ mit der Erfahrung der prakti-
schen Arbeit wissen, was hilfreich 
wäre, um das Aufflammen von be-
waffneten Konflikten zu verhindern.” 

An Brock gerichtet sagte Eisenblätter 
schließlich, dass er die EZ nicht für 
gescheitert halte. Er habe in Latein-
amerika viele Jahre gelebt und den 
Wandel von Diktaturen zu formalen 
Demokratien miterlebt. Die EZ habe 
einen nicht unerheblichen Teil zu die-
sem Wandel beigetragen. Formale 
Demokratien seien zwar noch keine 
Lösung und der formalen Demokratie 
müsste langfristig eine materielle 
Demokratie folgen, aber gleichwohl 
stelle bereits die Ablösung autoritärer 
Regime einen wichtigen Schritt sozia-
len Wandels dar. 

Globale Armut als Konfliktursache 
“Friede und menschliche Sicherheit 
sind Voraussetzung von nachhaltiger 
Entwicklung.” Wenn Entwicklung 
nicht gelinge, so Wolfgang Kroh, 
dann sei der Frieden in Gefahr. Und 
Entwicklung habe immer Frieden als 
Voraussetzung. De facto werde die 
EZ heute in der Friedenskonsolidie-
rung gefordert (Reparaturbetrieb). 
Dies sei aber nicht ihre eigentliche 
Aufgabe. 

Die globale Armut stelle – neben der 
Tyrannei oder Ressourcenstreitigkei-
ten – eine der größten strukturellen 
Friedensbedrohungen dar, hob Kroh 
hervor. Denn Armut bedeute immer 
auch Ausschluss von der Gesell-
schaft und biete dadurch einen guten 

Nährboden für Terrorismus. Mit der 
Armutsbekämpfung nehme sich die 
EZ somit das richtige Thema vor, um 
bei ihren Aufgaben zubleiben und 
gleichzeitig friedenspolitisch zu wir-
ken. Wenn sie aber neben der klassi-
schen Entwicklungshilfe auch noch 
den Weltfrieden sichern soll, dann sei 
die Entwicklungspolitik überfordert, so 
Kroh. Dies gehe aufgrund der knap-
pen Ressourcen in der EZ nur zu 
Lasten ihrer eigentlichen Aufgaben. 

Das Konfliktpotenzial in Partnerlän-
dern wahrzunehmen nannte Kroh als 
wichtigen Grundbaustein, um Strate-
gien zu entwickeln und sich aktiv in 
der Friedensarbeit zu engagieren. 
Dabei müssen jedoch in den Partner-
ländern selbst Friedensbestrebungen 
verankert sein: “Es bedarf einer Legi-
timation der Betroffenen, um eine 
effektive und nachhaltige EZ zu 
betreiben.” Praktisch böten sich der 
FZ hier unterschiedliche Herange-
hensweisen an. Beispielsweise die 
Förderung von urbanen Randberei-
chen in Bogotá. Durch eine Koopera-
tion der armen Slumbewohner und 
der Stadt könne das Gewaltpotenzial 
reduziert werden, beschrieb Kroh. 
Ressourcenkonflikte, z.B. um Wasser 
im Nahen Osten, andererseits könn-
ten durch Investitionen in bessere 
Techniken und die Förderung von 
länderübergreifenden Kooperationen 
verhindert werden. Das Thema Frie-
denspolitik wird dabei der klassischen 
EZ Mittel nehmen, warnte Kroh. “Dies 
ist allerdings nötig, da sonst zukünfti-
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ge Konflikte die gemachten Entwick-
lungserfolge wieder zerstören.” 

EZ als Ursachenbekämpfung 
Reinold Thiel erweitete die von Brock 
aufgeworfene Frage, ob die Entwick-
lungspolitik gescheitert sei. Dass in 
der Mehrzahl der armen Länder keine 
Entwicklung stattgefunden habe, sei 
nicht allein der Entwicklungspolitik 
anzulasten; zahlreiche andere Res-
sortpolitiken übten einen ebenso gro-
ßen Einfluss auf die Entwicklungslän-
der aus, argumentierte er. Wenn von 
Scheitern die Rede sein solle, dann 
sei die Politik gegenüber den armen 
Ländern insgesamt gescheitert. Des-
halb sei eine kohärente Anstrengung 
aller Politikbereiche erforderlich. Es 
gehe bei Entwicklungspolitik auch 
nicht allein um Armutsbekämpfung. 
Das BMZ mache das deutlich, indem 
es seine Politik ausdrücklich unter 
drei Leitthemen stelle: Armutsminde-
rung, Friedenssicherung und gerech-
te Verteilung der Globalisierung. Er-
staunlich sei allerdings, dass dabei 
nicht auch Umweltschutz genannt 
werde, so Thiel. (Darauf Bohnet: 
“Deswegen habe ich hier ganz be-
wusst vier Leitthemen genannt.”) 

Die Entwicklungspolitik sei bei der 
Analyse ihrer Arbeit zu der Einsicht 
gekommen, dass der Erfolg von Pro-
jekten immer von den politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Strukturen in einem Partnerland 
abhänge, den so genannten Rah-
menbedingungen. Diese galten lange 
Zeit als quasi naturgegeben und je-

dem Einfluss entzogen. Das hatte zur 
Folge, dass bei ungünstigen Rah-
menbedingungen Projekte scheiter-
ten und dies wiederum als unabän-
derlich hingenommen wurde. Weil so 
Entwicklung verhindert wurde, habe 
man inzwischen ein neues Konzept 
entwickelt: Heute sei das Ziel, vor 
allem die falschen Strukturen zu än-
dern, und das heißt, dass Entwick-
lungspolitik politischer werden müsse. 
“Es sind nicht die kleinen isolierten 
Projekte, die Entwicklung bringen, 
sondern die strukturellen Reformen. 
Das bedeutet: Wir müssen mehr Ein-
fluss auf die Politik nehmen”, forderte 
Thiel.  

Zu den Rahmenbedingungen gehö-
ren auch die Gewaltverhältnisse, und 
hier bestehe der Zusammenhang 
zwischen Armut und Konfliktmana-
gement. Armut sei ein konfliktauslö-
sender Faktor, ein Auslöser auch des 
gegenwärtig im Mittelpunkt des Inte-
resses stehenden weltweiten Terro-
rismus. Für die Entstehung des Ter-
rorismus sei, so Thiel, ein Bündel von 
Ursachen verantwortlich, in erster 
Linie wirtschaftliche Desillusionie-
rung, staatliche Dysfunktion und feh-
lendes Vertrauen. “Wenn diese Fak-
toren zusammen kommen, dann kann 
Terrorismus gedeihen.” Als Auslöser 
dienten dabei zwei weitere Faktoren: 
eine mobilisierende, einigende Idee 
(Fundamentalismus) und geeignete 
Personen als Agitatoren. Wenn der 
Terrorismus bereits manifest gewor-
den sei, sei er nur noch schwierig zu 
bekämpfen; wichtig sei, die Ursachen 
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zu bekämpfen, die zu seinem Aus-
bruch führen. “Hier muss die EZ an-
setzen. Sie muss es als ihre Aufgabe 
verstehen, die verursachenden Fak-
toren zu bekämpfen, um es zum Ter-
rorismus gar nicht erst kommen zu 
lassen.”  

EZ und die Kohärenzproblematik 
In der Diskussion wurde nochmals 
auf den angesprochenen Aspekt der 
Kohärenz eingegangen. Einem Teil-
nehmer stellte sich die Frage, in wel-
chen Bereichen denn die Kohärenz 
betrieben würde? Ihm selbst falle da-
bei nur der Bereich innere Sicherheit 
ein. Bohnet entgegnete, Kohärenz sei 
der Versuch, unterschiedliche Präfe-
renzen miteinander zu arrangieren. 
Es müsse der Versuch unternommen 
werden, die unterschiedlichen Ziel-
setzungen (z.B. in der Agrarpolitik) zu 
verbinden. Deutschland könne nur 
mit einer Stimme sprechen. “In Fra-
gen der Kohärenz bin ich ein wenig 
kritischer als Herr Bohnet”, merkte 
Eisenblätter an. Zwar beschäftige 
sich heute z.B. die Außenwirtschafts-
politik mit Themen, welche die EZ 
schon sehr lange benannt hat, aber 
allein schon die Ausschüsse im Bun-
destag hätten Schwierigkeiten, mit-
einander zu kommunizieren. Auch 
Kroh hob die Problematik der Kohä-
renz hervor: Kurzfristig bestünden 
zwischen den Politikfeldern sehr star-
ke Konflikte, da Politiker immer an die 
Wähler und die Außendarstellung der 
jeweiligen Regierungsstelle denken. 
Langfristig könne sich aber etwas 

ändern. “Dem Wähler muss zusätz-
lich vermittelt werden, dass ihm die 
EZ auch nützt.” Die Politik müsse den 
Wähler für die EZ interessieren. Thiel 
richtete hierzu die Frage an Bohnet, 
wo er denn die Kohärenz in der ge-
genwärtigen Politik gegeben sehe. 
Dieser verwies als Beispiel auf die 
Abfassung des Armutskonzepts des 
BMZ. Auch die Entschuldung von 
Entwicklungsländern beruhe auf ei-
nem Kompromiss, z.B. mit dem Fi-
nanzministerium. Klar sei aber auch. 
dass das BMZ, als kleineres Ministe-
rium, stärker zu Kompromissen bereit 
sein muss, so Bohnet. 

Nach Ansicht einiger Besucher wurde 
zu wenig auf die Darstellung der Kon-
fliktursachen eingegangen. So müsse 
doch für die Konfliktverhinderung 
wichtig sein, dass Länder nicht aus-
gegrenzt werden dürften. Auch sollte 
in diesem Zusammenhang darüber 
nachgedacht werden, ob nicht auch 
der Armutsbegriff erweitert werden 
sollte. Bohnet bestätigte, dass “wir 
momentan nicht in der Lage sind, mit 
dem politischen Islam in Dialog zu 
treten” und somit diese Länder aus-
grenzen. Hier habe Europa noch 
Hausaufgaben zu machen. Ähnlich 
sah es auch Eisenblätter, der als eine 
Ursache für den Terrorismus auch die 
Überstülpung von westlichen Vorstel-
lungen ansprach. “Natürlich ist es 
nicht so, dass wir uns um die Ursa-
chen keine Gedanken machen. Meist 
sind es sozioökonomische Ursachen, 
auf die dann ein ethnischer Mantel 
gestülpt wird.” Aufgrund der Erfah-
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rungen aus der Praxis sah er gute 
Chancen, dass die EZ auf dem Ge-
biet der sozioökonomischen Dispari-
tät einiges leisten könne. Man müsse 
allerdings nicht den Begriff Armut neu 
definieren, so Thiel. “Damit ist es 
nicht getan. Die Frage ist vielmehr, 
ob wir das nördliche Konsummodell 
global benötigen.” Dies verneinte er, 
da es gar nicht umsetzbar sei. Es 
müsse ein nachhaltiges Wirtschafts-
system gefunden werden. Nur durch 
“begrenzte Bedürfnisse” wäre eine 
wirkliche Nachhaltig möglich. 

In Bezug auf die gegenwärtige Situa-
tion am Persischen Golf kam die Fra-
ge auf, ob nicht gerade die Ausgren-
zung des Iraks zu der aktuellen Situa-
tion geführt habe. “Was kann die EZ 
jetzt noch machen, um diesen Kon-
flikt zu verhindern?”, wurde gefragt. 
Der Irak, so Thiel, war ein integriertes 
Land in der Weltgemeinschaft und 
wurde erst ausgegrenzt, als er Kuwait 
überfallen hatte. Diesen Schuh müs-
se die irakische Führung sich selbst 
anziehen. Kroh wies die Verantwor-
tung der EZ zur Konfliktverhinderung 
im Irak zurück. “Der Irakkonflikt ist 
mindestens eine Nummer zu groß für 
die EZ.” Ein Zuhörer stellte die provo-
kante Frage, ob nicht bei den ganzen 
negativen Entwicklungen in der Welt 

nicht die EZ-Organisationen “ihren 
Laden ersatzlos dicht machen könn-
ten, in Anbetracht dessen, was bei 
der EZ heraus kommt.” Dem wider-
sprach Bohnet. Die Wirkung der EZ 
sei keineswegs so negativ einzu-
schätzen. So sei es in den vergange-
nen Jahren beispielsweise gelungen, 
die Lebenserwartung in den Entwick-
lungsländern zu erhöhen und die Ge-
burtenrate zu senken. Es zeigten sich 
somit viele Erfolge in der EZ. “Natür-
lich wurden in der Vergangenheit 
auch Fehler gemacht, aber es ist 
wichtig die Erfolge hervorzuheben.” 

Die Veranstaltungsreihe habe ge-
zeigt, dass die EZ heute verstärkt in 
Fragen der Konfliktvorbeugung und -
nachsorge gefordert wird, so Brock. 
Die EZ müsse aber selbst über ihr 
Handeln bei der Friedenspolitik 
bestimmen und nicht die Themen von 
außen vorgegeben bekommen. Eine 
Möglichkeit – gerade in Bezug auf 
das Kohärenzproblem – könnte darin 
bestehen, resümierte Brock, dass 
Entwicklungspolitiker massiver ihre 
Sicht positionieren und so versuchen, 
mehr Macht zu erlangen. In jedem 
Fall bleibe klar: “EZ bleibt ein wichti-
ger Spieler, auch wenn sie sich teil-
weise selbst so nicht sehen möchte.” 
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Abkürzungsverzeichnis 

 

AA Auswärtiges Amt 

BICC Bonn International Center for Conversion 

BMZ Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

DIE Deutsches Institut für Entwicklungspolitik 

DWHH Deutsche Welthungerhilfe 

EED Evangelischer Entwicklungsdienst 

EZ Entwicklungszusammenarbeit 

FZ Finanzielle Zusammenarbeit 

GTZ Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 

HIPC Heavily Indebted Poor Countries 

IWF Internationaler Währungsfonds 

KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau 

NRO Nichtregierungsorganisation/en 

PRSP Poverty Reduction Strategy Paper 

RWTH Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule, Aachen 

SID Society for International Development 

TI Transparency International 

TZ Technische Zusammenarbeit 

ZIF Zentrum für Internationale Friedenseinsätze 

 


